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I
(Verdffentlichungsbediirftige Rechtsakte)

BESCHLUSS NR. 845/2004/EG DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 29. April 2004

zur Anderung des Beschlusses Nr. 163/2001/EG
zur Durchfiihrung eines Fortbildungsprogramms fiir die Fachkreise
der europdischen audiovisuellen Programmindustrie (MEDIA-Fortbildung) (2001-2005)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europdischen Gemeinschaft, insbesondere auf

Artikel 150 Absatz 4,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europaischen Wirtschafts- und Sozialausschusses ',

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen 2,

gemih dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags *,

' ABL C 10 vom 14.1.2004, S. 8.

2 ABI. C 23 vom 27.1.2004, S. 24.

Stellungnahme des Europidischen Parlaments vom 12. Februar 2004 (noch nicht im Amtsblatt
verdffentlicht) und Beschluss des Rates vom 26. April 2004.
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in Erwédgung nachstehender Griinde:

(M

)

3)

Das Europiische Parlament und der Rat haben durch den Beschluss Nr. 163/2001/EG ' das

Programm MEDIA-Fortbildung fiir die Fachkreise der européischen audiovisuellen

Programmindustrie fiir den Zeitraum vom 1. Januar 2001 bis 31. Dezember 2005 aufgestellt.

Im Hinblick auf die in Artikel 150 des Vertrags festgelegten Ziele der Gemeinschaft ist es
unerldsslich, fiir die Kontinuitit der Gemeinschaftsstrategie zur Unterstiitzung des euro-

péaischen audiovisuellen Sektors zu sorgen.

Es ist ferner von wesentlicher Bedeutung, dass die Kommission bis zum 31. Dezember 2005
rechtzeitig einen umfassenden und ausfiihrlichen Bewertungsbericht iiber das MEDIA-Fort-
bildungsprogramm vorlegt, so dass der Gesetzgeber den Vorschlag fiir ein neues MEDIA-
Fortbildungsprogramm, das 2007 anlaufen soll, priifen und die Haushaltsbehorde die

Notwendigkeit eines neuen Finanzrahmens beurteilen kann —

BESCHLIESSEN:

1

ABI. L 26 vom 27.1.2001, S. 1. Geédndert durch den Beschluss Nr. .../2004/EG
(ABL.L ..., S. ..).

2
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Artikel 1

Der Beschluss Nr. 163/2001/EG wird wie folgt gedndert:

1. In Artikel 1 wird das Datum "31. Dezember 2005" durch das Datum "31. Dezember 2006"

ersetzt.

2. In Artikel 4 Absatz 5 wird der als Finanzrahmen dienende Betrag "52 Millionen EUR" durch
"59,40 Millionen EUR" ersetzt, entsprechend dem Beschluss Nr. .../2004/EG " des Euro-
pdischen Parlaments und des Rates zur Anpassung der Referenzbetrage zur Beriicksichtigung

der Erweiterung der Europédischen Union.

Artikel 2

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in

Kraft.

Geschehen zu StraBBburg am 29.4.2004.

Im Namen des Européischen Parlaments Im Namen des Rates
Der Prasident Der Prasident
P. COX M. McDOWELL

Hinweis fiir die Veroffentlichung: hier die Nummer des Beschlusses einzsetzen, der in der
FuBnote auf S. 2 zitiert ist.



30.4.2004 DE Amtsblatt der Europdischen Union L 157/ 4

BESCHLUSS Nr. 846/2004/EG DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 29. April 2004

zur Anderung des Beschlusses 2000/821/EG des Rates
zur Durchfiihrung eines Programms zur Férderung von
Entwicklung, Vertrieb und Offentlichkeitsarbeit hinsichtlich europiischer audiovisueller Werke
(MEDIA PLUS - Entwicklung, Vertrieb und Offentlichkeitsarbeit)
(2001-2005)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europdischen Gemeinschaft, insbesondere auf

Artikel 157 Absatz 3,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses ',

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen 2,

gemiB dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags *,

' ABL C 10 vom 14.1.2004, S. 8.

2 ABI. C 23 vom 27.1.2004, S. 24.

Stellungnahme des Europidischen Parlaments vom 12. Februar 2004 (noch nicht im Amtsblatt
verdffentlicht) und Beschluss des Rates vom 26. April 2004.
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in Erwédgung nachstehender Griinde:

(M

2

3)

Der Rat hat durch den Beschluss 2000/821/EG ! das Programm MEDIA Plus zur Férderung
von Entwicklung, Vertrieb und Offentlichkeitsarbeit von bzw. fiir européische(n)
audiovisuelle(n) Werke(n) fiir den Zeitraum vom 1. Januar 2001 bis 31. Dezember 2005

aufgestellt.

Im Hinblick auf die in Artikel 157 des Vertrags festgelegten Ziele der Gemeinschaft ist es
unerlésslich, fiir die Kontinuitdt der Gemeinschaftsstrategie zur Unterstiitzung des

europdischen audiovisuellen Sektors zu sorgen.

Es ist ferner von wesentlicher Bedeutung, dass die Kommission bis zum 31. Dezember 2005
rechtzeitig einen umfassenden und ausfiihrlichen Bewertungsbericht iiber das MEDIA Plus-
Programm vorlegt, so dass der Gesetzgeber den Vorschlag fiir ein neues MEDIA Plus-
Programm, das 2007 anlaufen soll, priifen und die Haushaltsbehorde die Notwendigkeit eines

neuen Finanzrahmens beurteilen kann —

BESCHLIESSEN:

1

ABI. L 336 vom 30.12.2000, S. 82.
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Artikel 1

Der Beschluss 2000/821/EG wird wie folgt gedndert:

1. In Artikel 1 Absatz 1 wird das Datum "31. Dezember 2005" durch das Datum "31. Dezember
2006" ersetzt.

2. In Artikel 5 Absatz 2 wird der als Finanzrahmen dienende Betrag von "350 Millionen EUR"
durch "453,6 Millionen EUR" ersetzt, einschlieBlich der Anpassung im Hinblick auf die

Erweiterung gemil der Revision der Finanziellen Vorausschau.

Artikel 2

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in

Kraft.

Geschehen zu Strassburg am 29.4.2004.

Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates

Der Prisident Der Prisident

P. COX M. McDOWELL



30.4.2004 DE Amtsblatt der Europdischen Union L157/ 7

VERORDNUNG (EG) Nr. 847/2004
DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 29. April 2004

iiber die Aushandlung und Durchfiihrung von Luftverkehrsabkommen

zwischen Mitgliedstaaten und Drittstaaten

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europdischen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 80

Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses',

gemiB dem Verfahren des Artikel 251 des Vertrags,

! ABI. C 234 vom 30.9.2003, S. 21.

Stellungnahme des Européischen Parlaments vom 2. September 2003 (noch nicht im
Amtsblatt veroffentlicht), Gemeinsamer Standpunkt des Rates vom 5. Dezember 2003
(ABI. C 54 E vom 2.3.2004, S. 33., Standpunkt des Européischen Parlaments vom 30. Mirz
2004 (noch nicht im Amtsblatt veréffentlicht) und Beschluss des Rates vom 14. April 2004.
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in Erwédgung nachstehender Griinde:

(M

2

3)

“4)

Die internationalen Luftverkehrsbeziehungen zwischen Mitgliedstaaten und Drittstaaten
werden traditionell durch bilaterale Luftverkehrsabkommen zwischen den Mitgliedstaaten
und Drittstaaten, durch die Anhénge zu diesen Abkommen sowie durch weitere damit

zusammenhdngende bilaterale oder multilaterale Vereinbarungen geregelt.

GemailB den Urteilen des Gerichtshofs der Europdischen Gemeinschaften in den Rechtssachen
C-466/98, C-467/98, C-468/98, C-469/98, C-471/98, C-472/98, C-475/98 und C-476/98 ist
ausschlieflich die Gemeinschaft hinsichtlich bestimmter Aspekte derartiger Abkommen

zustandig.

Der Gerichtshof hat auflerdem das Recht der Luftfahrtunternehmen der Gemeinschaft
bekriftigt, die Vorteile des Niederlassungsrechts in der Gemeinschaft zu nutzen, einschlie3-

lich des Rechts auf diskriminierungsfreien Marktzugang.

Fillt der Gegenstand einer Ubereinkunft teilweise in die Zustéindigkeit der Gemeinschaft und
teilweise in die der Mitgliedstaaten, so ist eine enge Zusammenarbeit zwischen den Mitglied-
staaten und den Gemeinschaftsorganen sowohl bei Aushandlung und Abschluss solcher Uber-
einkiinfte wie auch bei der Erflillung der iibernommenen Verpflichtungen erforderlich. Diese
Pflicht zur Zusammenarbeit ergibt sich aus der Notwendigkeit einer einheitlichen
internationalen Vertretung der Gemeinschaft. Die Gemeinschaftsorgane und die
Mitgliedstaaten sollten alle notwendigen MaBBnahmen treffen, um diesbeziiglich die

bestmdgliche Zusammenarbeit sicherzustellen.
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(5) Das mit dieser Verordnung festgelegte Verfahren der Zusammenarbeit zwischen den Mit-
gliedstaaten und der Kommission sollte nicht die Aufteilung der Zustindigkeiten zwischen
der Gemeinschaft und den Mitgliedstaaten entsprechend dem Gemeinschaftsrecht in der

Auslegung durch den Gerichtshof beriihren.

(6) Alle bestehenden bilateralen Abkommen zwischen Mitgliedstaaten und Drittstaaten, die dem
Gemeinschaftsrecht widersprechende Bestimmungen enthalten, sollten geéndert oder durch

neue Abkommen ersetzt werden, die ganzlich mit dem Gemeinschaftsrecht vereinbar sind.

(7)  Unbeschadet des Vertrags und insbesondere seines Artikels 300 konnen die Mitgliedstaaten
bestehende Abkommen éndern und ihre Durchfiihrung gewéhrleisten, bis ein von der

Gemeinschaft geschlossenes Abkommen in Kraft tritt.

(8) Es muss sichergestellt sein, dass Mitgliedstaaten bei Verhandlungen das Gemeinschaftsrecht,
umfassendere Gemeinschaftsinteressen und laufende Verhandlungen der Gemeinschaft

berticksichtigen.

(9) Falls ein Mitgliedstaat Luftfahrtunternehmen in den Verhandlungsprozess einzubinden
wiinscht, sollten alle Luftfahrtunternehmen mit einer Niederlassung im Hoheitsgebiet des

betreffenden Mitgliedstaats gleich behandelt werden.
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(10)

(In

(12)

(13)

(14)

Die Niederlassung im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats setzt voraus, dass eine effektive und
tatsidchliche Luftverkehrstitigkeit im Rahmen fester Vereinbarungen ausgeiibt wird. Die
rechtliche Form einer derartigen Niederlassung - Zweigniederlassung oder Tochtergesell-
schaft mit Rechtspersonlichkeit - sollte diesbeziiglich nicht der ausschlaggebende Faktor sein.
Ist ein Unternehmen im Hoheitsgebiet mehrerer Mitgliedstaaten im Sinne des Vertrags nieder-
gelassen, so sollte es zur Vermeidung der Umgehung nationaler Vorschriften dafiir sorgen,
dass jede dieser Niederlassungen die Verpflichtungen erfiillt, die ihm - im Einklang mit dem
Gemeinschaftsrecht - durch die fiir seine Tatigkeiten geltenden einzelstaatlichen Rechts-

vorschriften gegebenenfalls auferlegt sind.

Um zu gewéhrleisten, dass die Rechte von Luftfahrtunternehmen der Gemeinschaft nicht
unangemessen beschriankt werden, sollten in bilaterale Luftverkehrsabkommen keine neuen
Vereinbarungen aufgenommen werden, durch die die Zahl der Luftfahrtunternehmen der
Gemeinschaft, die fiir die Erbringung von Luftverkehrsdienstleistungen auf einem bestimmten

Markt bezeichnet werden kdnnen, verringert wird.

Die Mitgliedstaaten sollten diskriminierungsfreie und transparente Verfahren fiir die Auf-
teilung von Verkehrsrechten auf Luftfahrtunternehmen der Gemeinschaft einrichten. Bei der
Durchfiihrung dieser Verfahren sollten die Mitgliedstaaten gebiihrend beriicksichtigen, dass

die Kontinuitit der Luftverkehrsdienstleistungen zu wahren ist.

Die zur Durchfiihrung dieser Verordnung erforderlichen Maflnahmen sollten gemal3 dem
Beschluss 1999/468/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalitéten fiir die

Ausiibung der der Kommission iibertragenen Durchfiihrungsbefugnisse ' erlassen werden.

Jeder Mitgliedstaat kann sich auf die Vertraulichkeit der Bestimmungen der von ithm ausge-
handelten bilateralen Abkommen berufen und die Kommission auffordern, die betreffenden

Informationen nicht an andere Mitgliedstaaten weiterzugeben.

ABI. L 184 vom 17.7.1999, S. 23.
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(15) Am 2. Dezember 1987 haben in London das Konigreich Spanien und das Vereinigte
Konigreich in einer gemeinsamen Erkldrung der Minister fiir auswértige Angelegenheiten
eine engere Zusammenarbeit bei der Benutzung des Flugplatzes Gibraltar vereinbart; diese

Vereinbarung ist noch nicht wirksam.

(16) Da die Ziele dieser Verordnung, ndmlich die Koordinierung der Verhandlungen mit
Drittstaaten im Hinblick auf den Abschluss von Luftverkehrsabkommen, die Gewéhrleistung
eines harmonisierten Ansatzes bei der Umsetzung und Anwendung der Abkommen und die
Sicherstellung der Einhaltung des Gemeinschaftsrechts durch solche Abkommen, auf Ebene
der Mitgliedstaaten nicht ausreichend erreicht werden kdnnen und daher wegen des
gemeinschaftsweiten Anwendungsbereichs dieser Verordnung besser auf Gemeinschaftsebene
zu erreichen sind, kann die Gemeinschaft im Einklang mit dem Subsidiaritétsprinzip nach
Artikel 5 des Vertrags titig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel genannten
VerhéltnisméaBigkeitsprinzip geht diese Verordnung nicht iiber das zur Erreichung dieser Ziele

erforderliche Mal3 hinaus —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:
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Artikel 1

Mitteilung an die Kommission

(1) Ein Mitgliedstaat kann unbeschadet der jeweiligen Zustandigkeiten der Gemeinschaft
und ihrer Mitgliedstaaten Verhandlungen mit einem Drittstaat {iber ein neues
Luftverkehrsabkommen oder die Anderung eines bestehenden Luftverkehrsabkommens, seiner
Anhiinge oder sonstiger damit verbundener bilateraler oder multilateraler Ubereinkiinfte

aufnehmen, wenn deren Gegenstand teilweise in die Zusténdigkeit der Gemeinschaft fillt, sofern

- alle einschldgigen Standardklauseln, die von den Mitgliedstaaten und der Kommission
gemeinsam ausgearbeitet und festgelegt worden sind, in diese Verhandlungen einbezogen

werden und

—  das in den Absitzen 2, 3 und 4 vorgesehene Mitteilungsverfahren eingehalten wird.

Gegebenenfalls wird die Kommission eingeladen, als Beobachter an derartigen Verhandlungen

teilzunehmen.

(2) Beabsichtigt ein Mitgliedstaat, entsprechende Verhandlungen aufzunehmen, unterrichtet
er die Kommission schriftlich von seiner Absicht. Mit der betreffenden Mitteilung werden auch -
falls verfiigbar - eine Kopie des bestehenden Abkommens und andere einschldgige Unterlagen
tibermittelt, es wird angegeben, welche Bestimmungen Gegenstand der Verhandlungen sein sollen
und welche Ziele mit den Verhandlungen verfolgt werden; ferner werden alle sonstigen relevanten
Informationen iibermittelt. Die Kommission macht die Mitteilungen - und auf Antrag auch die
Begleitunterlagen - den anderen Mitgliedstaaten im Einklang mit den Vertraulichkeitsanforderun-

gen zuginglich.
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Die Informationen werden spétestens einen Kalendermonat vor der geplanten Aufnahme férmlicher
Verhandlungen mit dem betreffenden Drittstaat libermittelt. Werden aufgrund aullergewdhnlicher
Umsténde formliche Verhandlungen fiir einen Termin anberaumt, bis zu dem weniger als ein Monat

Zeit bleibt, so tibermitteln die Mitgliedstaaten die Informationen so rasch wie moglich.

3) Die Mitgliedstaaten konnen gegeniiber dem Mitgliedstaat, der geméfl Absatz 2 seine
Absicht zur Aufnahme von Verhandlungen mitgeteilt hat, Bemerkungen abgeben. Der Mitgliedstaat

beriicksichtigt bei den Verhandlungen diese Bemerkungen so weit wie mdglich.

4) Gelangt die Kommission innerhalb von 15 Arbeitstagen nach dem Eingang der in

Absatz 2 genannten Mitteilung zu dem Schluss, dass die Verhandlungen voraussichtlich

- den Zielen laufender Verhandlungen der Gemeinschaft mit dem betreffenden Drittstaat

zuwiderlaufen und/oder

- zu einem Abkommen fiihren, das nicht mit dem Gemeinschaftsrecht vereinbar ist,

so teilt sie dies dem Mitgliedstaat mit.

Artikel 2
Konsultation der Betroffenen

und Beteiligung an den Verhandlungen

Sofern Luftfahrtunternehmen und andere Betroffene an den in Artikel 1 genannten Verhandlungen
beteiligt werden sollen, behandeln die Mitgliedstaaten alle Luftfahrtunternehmen der Gemeinschaft
mit einer Niederlassung in ihrem jeweiligen Hoheitsgebiet, auf das der Vertrag Anwendung findet,

gleich.
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Artikel 3

Verbot der Einfiihrung restriktiverer Vereinbarungen

Ein Mitgliedstaat schlieBt keine neuen Vereinbarungen mit einem Drittland, durch die die Zahl der
Luftfahrtunternehmen der Gemeinschaft, die nach den bestehenden Vereinbarungen fiir die
Erbringung von Luftverkehrsdienstleistungen zwischen seinem Hoheitsgebiet und jenem Land
bezeichnet werden konnen, verringert wird, und zwar weder im Hinblick auf den gesamten Markt

des Luftverkehrs zwischen den beiden Parteien, noch im Hinblick auf bestimmte Stidte-

verbindungen.
Artikel 4
Abschluss von Abkommen
(1) Bei Unterzeichnung eines Abkommens unterrichtet der betreffende Mitgliedstaat die

Kommission iiber die Ergebnisse der Verhandlungen und {ibermittelt ihr alle einschldgigen

Dokumente.

(2) Haben die Verhandlungen zu einem Abkommen gefiihrt, das die in Artikel 1 Absatz 1
genannten einschldgigen Standardklauseln enthilt, so ist der Mitgliedstaat erméchtigt, das

Abkommen zu schlieBen.

3) Haben die Verhandlungen zu einem Abkommen gefiihrt, das die in Artikel 1 Absatz 1
genannten einschldgigen Standardklauseln nicht enthilt, so wird der Mitgliedstaat gemi3 dem in
Artikel 7 Absatz 2 genannten Verfahren erméchtigt, das Abkommen zu schlielen, sofern dies nicht
den Zielen und dem Zweck der gemeinsamen Verkehrspolitik der Gemeinschaft zuwiderlauft. Der

Mitgliedstaat darf das Abkommen bis zum Abschluss dieses Verfahrens vorldufig anwenden.
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4) Unbeschadet der Absédtze 2 und 3 kann der betreffende Mitgliedstaat nach dem in
Artikel 7 Absatz 2 genannten Verfahren erméchtigt werden, das Abkommen vorldufig anzuwenden
und/oder zu schliefen, wenn die Kommission auf der Grundlage eines ldnderspezifischen Mandats
oder auf der Grundlage des Beschlusses 2004/ /EG des Rates vom ... zur Erméchtigung der
Kommission, Verhandlungen mit Drittlindern iiber die Ersetzung einiger Bestimmungen in
bestehenden bilateralen Abkommen durch ein Gemeinschaftsabkommen aufzunehmen ' aktiv mit

demselben Drittstaat verhandelt.

Artikel 5
Aufteilung der Verkehrsrechte

SchlieBt ein Mitgliedstaat ein Abkommen oder vereinbart er Anderungen eines Abkommens oder
seiner Anhdnge, wonach die Nutzung der Verkehrsrechte oder die Zahl der Luftfahrtunternehmen
der Gemeinschaft, die fiir eine Nutzung der Verkehrsrechte in Frage kommen, begrenzt wird, so
triagt er daflir Sorge, dass die Aufteilung der Verkehrsrechte auf die in Frage kommenden Luftfahrt-
unternehmen der Gemeinschaft auf der Grundlage eines nichtdiskriminierenden und transparenten

Verfahrens erfolgt.

Artikel 6
Veroffentlichung der Verfahren

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission unverziiglich iiber die Verfahren, die sie fiir die
Zwecke von Artikel 5 - und gegebenenfalls von Artikel 2 - anwenden werden. Die Kommission
sorgt dafiir, dass diese Verfahren innerhalb von acht Wochen nach Erhalt der Mitteilung
informationshalber im Amtsblatt der Européischen Union verdffentlicht werden. Alle neuen
Verfahren und spitere Anderungen an bestehenden Verfahren werden der Kommission spétestens
acht Wochen vor ihrem Inkrafttreten mitgeteilt, so dass die Kommission dafiir sorgen kann, dass sie
innerhalb dieser Frist von acht Wochen im Amtsblatt der Europdischen Union ver6ffentlicht

werden.

! ABIL L
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Artikel 7

Ausschussverfahren

(D) Die Kommission wird von dem nach Artikel 11 der Verordnung (EWG) Nr. 2408/92
des Rates vom 23. Juli 1992 iiber den Zugang von Luftfahrtunternehmen der Gemeinschaft zu

Strecken des innergemeinschaftlichen Flugverkehrs ! eingesetzten Ausschuss unterstiitzt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die Artikel 3 und 7 des
Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen Artikel 8.

3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschéiftsordnung.

Artikel 8
Vertraulichkeit

Bei der Unterrichtung der Kommission tliber die Verhandlungen und ihr Ergebnis gemil3 den
Artikeln 1 und 4 teilen die Mitgliedstaaten der Kommission unmissverstandlich mit, ob die darin
enthaltenen Informationen als vertraulich zu betrachten sind und ob sie an andere Mitgliedstaaten
weitergegeben werden diirfen. Die Kommission und die Mitgliedstaaten gewéhrleisten, dass die als
vertraulich eingestuften Informationen im Einklang mit Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a der Verord-
nung (EG) Nr. 1049/2001 des Européischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2001 iiber den
Zugang der Offentlichkeit zu Dokumenten des Europdischen Parlaments, des Rates und der

Kommission 2 behandelt werden.

! ABI. L 240 vom 24.8.1992, S. 8. Zuletzt gedndert durch die Verordnung (EG) Nr. 1882/2003
des Europdischen Parlaments und des Rates (ABI. L 284 vom 31. 10. 2003, S. 1).
2 ABI. L 145 vom 31.5.2001, S. 43.
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Artikel 9
Gibraltar

(1) Die Anwendung dieser Verordnung auf den Flugplatz Gibraltar erfolgt unbeschadet der
Rechtsstandpunkte des Konigreichs Spanien und des Vereinigten Konigreichs in der strittigen Frage

der Souverdnitit iiber das Gebiet, auf dem sich der Flugplatz befindet.

(2) Die Anwendung dieser Verordnung auf den Flugplatz Gibraltar wird bis zur
Anwendung der Regelung ausgesetzt, die in der gemeinsamen Erkldrung der Minister fiir
auswirtige Angelegenheiten des Konigreichs Spanien und des Vereinigten Konigreichs vom

2. Dezember 1987 enthalten ist. Die Regierungen des Konigreichs Spanien und des Vereinigten

Konigreichs werden den Rat {iber den Zeitpunkt der Anwendung unterrichten.

Artikel 10
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am dreifligsten Tag nach ihrer Verdffentlichung im Amtsblatt der Europé-

ischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Geschehen zu Strassburg am 29.4.2004.

Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates
Der Président Der Président

P. COX M. McDOWELL
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BESCHLUSS NR. 848/2004/EG DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 29. April 2004

tiber ein Aktionsprogramm der Gemeinschaft zur Foérderung von Organisationen,

die auf europiischer Ebene fiir die Gleichstellung von Ménnern und Frauen tétig sind

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europdischen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 13

Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europaischen Wirtschafts- und Sozialausschusses ',

gemih dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags ?,

! ABI. C 80 vom 30.3.2004, S. 115.

Stellungnahme des Europiischen Parlaments vom 20. November 2003 (noch nicht im
Amtsblatt veroffentlicht), Gemeinsamer Standpunkt des Rates vom 6. Februar 2004 (ABI. C
95 E vom 20.4.2004, S.1)), Standpunkt des Européischen Parlaments vom 30. Mirz 2004
(noch nicht im Amtsblatt veréffentlicht) und Beschluss des Rates vom 20. April 2004.
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in Erwédgung nachstehender Griinde:

(17)

(18)

(19)

(20)

2n

Die Gleichstellung von Minnern und Frauen ist nach Artikel 2 und Artikel 3 Absatz 2 des
Vertrags sowie nach der stindigen Rechtsprechung des Gerichtshofs der Européischen
Gemeinschaften ein grundlegendes Prinzip des Gemeinschaftsrechts. Gemi3 dem Vertrag
zahlt sie zu den besonderen "Aufgaben" und Zielsetzungen der Gemeinschaft; die Gemein-
schaft hat die Gleichstellung von Minnern und Frauen bei allen ihren Tétigkeiten aktiv zu

fordern.

Mit Artikel 13 Absatz 1 des Vertrags wird dem Rat die Befugnis verliehen, geeignete Vorkeh-
rungen zu treffen, um Diskriminierungen aller Art, insbesondere Diskriminierungen aus
Griinden des Geschlechts zu bekdmpfen. Geméf Artikel 13 Absatz 2 geht der Rat nach dem
Verfahren des Artikels 251 des Vertrags vor, wenn er gemeinschaftliche Fordermalnahmen —
unter Ausschluss jeglicher Harmonisierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der
Mitgliedstaaten — zur Unterstiitzung der Malnahmen annimmt, die die Mitgliedstaaten

treffen, um zur Verwirklichung dieses Ziels beizutragen.

Nach Artikel 21 der Charta der Grundrechte der Europdischen Union ist jegliche Diskriminie-
rung aufgrund des Geschlechts verboten, und mit Artikel 23 wird der Grundsatz der

Gleichheit von Ménnern und Frauen in allen Bereichen niedergelegt.

Die mit Mallnahmen auf Gemeinschaftsebene gesammelten Erfahrungen haben gezeigt, dass
fiir die Forderung der Gleichstellung von Frauen und Ménnern in der Praxis verschiedene
MafBnahmen, vor allem Rechtsvorschriften und konkrete Handlungen, die sich gegenseitig

verstarken, miteinander kombiniert werden miissen.

Im WeiBBbuch der Kommission "Europdisches Regieren" werden eine Beteiligung der Biirger
an der Ausarbeitung und Durchfiihrung von Politiken, eine Einbindung der Zivilgesellschaft
und ihrer Organisationen sowie eine effektivere und transparentere Konsultation der

betroffenen Kreise empfohlen.
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(22) Auf der Vierten Weltfrauenkonferenz in Beijing wurden am 15. September 1995 eine
Erklarung und ein Aktionsprogramm verabschiedet, in denen die Regierungen, die
internationale Gemeinschaft und die Zivilgesellschaft aufgerufen wurden, strategische
MaBnahmen zur Beseitigung der Diskriminierung von Frauen sowie der Hindernisse fiir die

Gleichstellung von Frauen und Ménnern zu ergreifen.

(23) Der Rat hat mit seiner Entscheidung 2001/51/EG ' ein Aktionsprogramm der Gemeinschaft
betreffend die Gemeinschaftsstrategie fiir die Gleichstellung von Frauen und Ménnern aufge-
legt. Diese Aktionen sollten durch Férdermafinahmen in den betreffenden Bereichen ergénzt

werden.

(24) Mit Hilfe der Haushaltslinien A-3037 (Nr. ABB 040501) und A-3046 (Nr. ABB 040503) des
Gesamthaushaltsplans der Europédischen Union fiir das Haushaltsjahr 2003 und die voran-
gegangenen Haushaltsjahre sollten die Européische Frauenlobby und europdische Frauen-
organisationen unterstiitzt werden, die fiir die Gleichstellung von Ménnern und Frauen tétig

sind.

(25) GemiB der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates vom 25. Juni 2002 {iber die
Haushaltsordnung fiir den Gesamthaushaltsplan der Europiischen Gemeinschaften  — im
Folgenden "Haushaltsordnung" genannt — miissen bestehende Férdermafinahmen auf einen
Basisrechtsakt gestiitzt werden, der im Einklang mit den Bestimmungen dieser Haushalts-

ordnung steht.

(26) Einige Organisationen tragen mit ihren Tétigkeiten zur Forderung der Gleichstellung bei,
besonders im Rahmen von Gemeinschaftsmafinahmen, die speziell auf Frauen ausgerichtet

sind.

! ABL. L 17 vom 19.1.2001, S. 22.
2 ABIL. L 248 vom 16.9.2002, S. 1.
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27)

(28)

(29)

Insbesondere die Europdische Frauenlobby, der die meisten Frauenorganisationen der fiinf-
zehn Mitgliedstaaten angehdren und die liber dreitausend Mitglieder zéhlt, leistet einen
wichtigen Beitrag zur Forderung, Begleitung und Verbreitung der Gemeinschaftsmafinahmen
fiir Frauen, die der Verwirklichung der Gleichstellung von Ménnern und Frauen dienen. Thre

Arbeit ist von allgemeinem europdischen Interesse.

Daher sollte ein strukturiertes Programm beschlossen werden, mit dem diesen Organisationen
eine finanzielle Unterstiitzung in Form eines Zuschusses zu den Betriebskosten im Rahmen
von Tatigkeiten, die im Bereich der Gleichstellung von Frauen und Ménnern ein Ziel von
allgemeinem europdischen Interesse oder ein Ziel verfolgen, das Bestandteil der einschldgigen
Politik der Européischen Union ist, und in Form von Zuschiissen fiir bestimmte Maflnahmen

gewdhrt wird.

Dieses Programm bezieht sich insofern auf ein grofles geografisches Gebiet, als am 16. April
2003 der neue Beitrittsvertrag unterzeichnet wurde und das Abkommen iiber den
Europdischen Wirtschaftsraum (EWR) im Bereich der Gleichstellung von Frauen und
Mainnern eine verstirkte Zusammenarbeit zwischen der Europédischen Gemeinschaft und ihren
Mitgliedstaaten einerseits und den Landern der Européischen Freihandelsassoziation (EFTA)
andererseits vorsieht. In dem EWR-Abkommen sind die Verfahren fiir eine Teilnahme der
dem EWR angehorigen EFTA-Lénder an den einschlagigen Gemeinschaftsprogrammen
festgelegt. Das Programm sollte auch Ruménien und Bulgarien nach den in ihren
Europa-Abkommen, deren Zusatzprotokollen und den Beschliissen der jeweiligen
Assoziationsrite festgelegten Bedingungen, und der Tiirkei gemiB den Bedingungen des
Rahmenabkommens zwischen der Europédischen Gemeinschaft und der Republik Tiirkei iiber
die allgemeinen Grundsdtze der Teilnahme der Republik Tiirkei an den Programmen der

Gemeinschaft ! offen stehen.

1

ABI. L 61 vom 2.3.2002, S. 29.
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(30) Bei der Festlegung der Verfahren fiir die Vergabe von Zuschiissen sollte der besonderen
Natur der Organisationen Rechnung getragen werden, die auf europdischer Ebene fiir die

Gleichstellung von Frauen und Ménnern tétig sind.

(31) In diesem Beschluss wird fiir die gesamte Laufzeit des Programms ein Finanzrahmen fest-
gelegt, der fiir die Haushaltsbehdrde im Rahmen des jahrlichen Haushaltsverfahrens den
vorrangigen Bezugsrahmen im Sinne der Nummer 33 der Interinstitutionellen Vereinbarung
vom 6. Mai 1999 zwischen dem Europiischen Parlament, dem Rat und der Kommission iiber

die Haushaltsdisziplin und die Verbesserung des Haushaltsverfahrens ' bildet.

(32) Die Erkldrung des Europdischen Parlaments, des Rates und der Kommission vom
24. November 2003 zu den Basisrechtsakten fiir die Gewéhrung von Finanzhilfen sieht
ausnahmsweise Ubergangsklauseln fiir den Forderfihigkeitszeitraum vor, die in dieses

Programm einzufiigen sind —

BESCHLIESSEN:
Artikel 1
Ziel des Programms
(1) Mit diesem Beschluss wird ein Aktionsprogramm der Gemeinschaft zur Férderung von

Organisationen, die auf européischer Ebene fiir die Gleichstellung von Mannern und Frauen titig

sind (nachstehend "das Programm" genannt), aufgelegt.

! ABI. C 172 vom 18.6.1999, S. 1. Gedndert durch den Beschluss 2003/429/EG des
Europdischen Parlaments und des Rates (ABI. L 147 vom 14.6.2003, S. 25).
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2) Allgemeines Ziel des Programms ist es, die Tétigkeiten derjenigen dieser
Organisationen zu unterstiitzen, die mit ihrem fortlaufenden Arbeitsprogramm oder einer
Einzelmafnahme dem allgemeinen europdischen Interesse im Bereich der Gleichstellung von
Mainnern und Frauen dienen oder ein Ziel verfolgen, das Bestandteil der Politik der Européischen

Union in diesem Bereich ist.

3) Das Programm beginnt am 1. Januar 2004 und endet am 31. Dezember 2005.

Artikel 2

Zugang zum Programm
(1) Um einen Zuschuss erhalten zu konnen, muss eine auf europiischer Ebene fiir die
Gleichstellung von Frauen und Minnern titige Organisation die Bestimmungen des Anhangs

einhalten und

a)  dazu beitragen, dass GemeinschaftsmaBnahmen zur Forderung der Gleichstellung von

Minnern und Frauen konzipiert und umgesetzt werden.

b)  mit den Grundsitzen und Rechtsvorschriften im Bereich der Gemeinschaftspolitik fiir die

Gleichstellung von Ménnern und Frauen in Einklang stehen.

c) ein transnationales Potenzial aufweisen.

(2) Bei der Organisation muss es sich um eine seit iiber einem Jahr rechtmaBig konstituierte

Organisation handeln, die allein oder in Form von mehreren koordinierten Vereinigungen tétig ist.
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Artikel 3

Beteiligung von Drittstaaten

Neben Organisationen mit Sitz in den Mitgliedstaaten steht die Teilnahme an dem Programm auch
auf européischer Ebene fiir die Gleichstellung von Ménnern und Frauen tatigen Organisationen mit

Sitz in folgenden Staaten offen:

a)  den Beitrittsstaaten, die am 16. April 2003 den Beitrittsvertrag unterzeichnet haben;

b) den EFTA/EWR-Staaten geméfl den im EWR-Abkommen festgelegten Bedingungen;

¢)  Ruminien und Bulgarien, wobei die Teilnahmebedingungen geméf den Europa-Abkommen,
deren Zusatzprotokollen und den Beschliissen des jeweiligen Assoziationsrates festzulegen

sind;

d)  der Tiirkei, wobei die Teilnahmebedingungen gemil dem Rahmenabkommen vom
17. Dezember 2001 zwischen der Europdischen Gemeinschaft und der Republik Tiirkei iiber
die allgemeinen Grundsédtze der Teilnahme der Republik Tiirkei an den Programmen der

Gemeinschaft festzulegen sind.
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Artikel 4

Auswabhl der Zuschussempfanger

(1) Betriebkostenzuschiisse werden den unter Nummer 2.1 des Anhangs genannten

Zuschussempfingern direkt gewéhrt.

(2) Fiir die Gewihrung eines Betriebskostenzuschusses im Rahmen eines fortlaufenden
Arbeitsprogramms oder eines Zuschusses fiir eine EinzelmaBBnahme an eine Organisation, die ein
Ziel von allgemeinem européischen Interesse verfolgt, das Bestandteil der Politik der Européischen
Union fiir die Gleichstellung von Mannern und Frauen ist, gelten die im Anhang festgelegten
allgemeinen Kriterien. Die Auswahl der Organisationen, die Zuschiisse nach den Nummern 2.2 und

2.3 des Anhangs erhalten, erfolgt nach einem Aufruf zur Einreichung von Vorschldgen.

Artikel 5

Gewihrung eines Zuschusses

(1) Betriebskostenzuschiisse, die gemil den Nummern 2.1 und 2.2 des Anhangs Organisa-
tionen gewédhrt werden, die auf européischer Ebene fiir die Gleichstellung von Méannern und Frauen
tatig sind, diirfen hochstens 80 % der gesamten zuschussfahigen Ausgaben der Organisation

wihrend des Kalenderjahres decken, fiir das der Zuschuss gewéhrt wird.

2) Gemal} Artikel 113 Absatz 2 der Haushaltsordnung und angesichts der Art der unter
diesen Beschluss fallenden Organisationen wird bei den im Rahmen des Programms gewéhrten

Zuschiissen vom Grundsatz der Degressivitit abgewichen.
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Artikel 6

Finanzbestimmungen

(1) Der Finanzrahmen fiir die Durchfiihrung des Programms wird fiir den Zeitraum 2004
bis 2005 auf 2,2 Mio. EUR festgesetzt.

2) Die jdhrlichen Mittel werden von der Haushaltsbehorde in den Grenzen der Finanziellen

Vorausschau bewilligt.

Artikel 7

Ubergangsbestimmungen

Fiir die im Jahr 2004 gewéhrten Zuschiisse gilt, dass der Zeitraum der Forderfahigkeit am 1. Januar
2004 beginnen kann; allerdings diirfen die Ausgaben weder vor dem Tag der Einreichung des

Zuschussantrags noch vor Beginn des Rechnungsjahres des Empfangers beginnen.

Bei denjenigen Zuschussempfangern, deren Rechnungsjahr vor dem 1. Mérz des laufenden Jahres
beginnt, kann im Jahr 2004 von der in Artikel 112 Absatz 2 der Haushaltsordnung enthaltenen
Verpflichtung zur Unterzeichnung der Fordervereinbarung innerhalb der ersten vier Monate nach
Beginn des Rechnungsjahres des Empfingers abgewichen werden. In diesem Fall sollte die

Fordervereinbarung bis spatestens 30. Juni 2004 unterzeichnet werden.
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Artikel 8
Begleitung und Bewertung

Die Kommission legt dem Européischen Parlament und dem Rat spitestens am 31. Dezember 2006
einen Bericht iiber die Verwirklichung der Ziele des Programms vor. Dieser Bericht beruht auf den
von den Zuschussempfangern erreichten Ergebnissen und bewertet insbesondere deren Effizienz bei

der Verwirklichung der in Artikel 1 und im Anhang niedergelegten Ziele.

Artikel 9
Inkrafttreten

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union

in Kraft.

Er gilt ab 1. Januar 2004.

Geschehen zu Stralburg am 29.4.2004

Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates

Der Prisident Der Prisident

P. COX M. McDOWELL
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1.1.

ANHANG

Forderungswiirdige Tatigkeiten

Nach Artikel 1 besteht das allgemeine Ziel darin, die Politik der Gemeinschaft fiir die Gleich-
stellung von Ménnern und Frauen sowie die Wirksamkeit dieser Politik zu verstirken, indem
auf europédischer Ebene fiir die Gleichstellung von Frauen und Ménnern tdtige Organi-

sationen, wozu auch die Européische Frauenlobby zihlt, finanziell unterstiitzt werden.

Zu den Titigkeiten der fiir die Gleichstellung von Ménnern und Frauen eintretenden Organi-
sationen, die zur Verstirkung und Wirksamkeit der Gemeinschaftspolitik beizutragen

vermogen, zdhlen:

- die Vertretung von beteiligten Akteuren auf Gemeinschaftsebene;

- Sensibilisierungsaktionen zur Férderung der Gleichstellung von Médnnern und Frauen,

insbesondere durch Studien, Kampagnen, Seminare usw.;

—  die Verbreitung von Informationen iiber die Gemeinschaftspolitik fiir die Gleichstellung

von Frauen und Ménnern;

—  MaBnahmen u.a. zur Férderung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie und der Mit-
wirkung von Frauen an Entscheidungsprozessen sowie zur Bekdmpfung von Gewalt
gegen Frauen, geschlechtsspezifischen Rollenklischees und Diskriminierung am

Arbeitsplatz;

—  MaBnahmen zur Forderung der Zusammenarbeit mit Frauenorganisationen in Dritt-
lindern sowie zur Sensibilisierung der Offentlichkeit fiir die Lage der Frauen in der

ganzen Welt.
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1.2.

Zu den Tiatigkeiten der Europdischen Frauenlobby als Vertreterin und Koordinatorin der
nichtstaatlichen Frauenorganisationen und als Schnittstelle fiir die Weitergabe von frauen-
spezifischen Informationen an die européischen Organe und die Nichtregierungs-

organisationen zdhlen

das Follow-up der Aktionsplattform von Beijing (Vereinte Nationen),

- der Einsatz fiir eine Verbesserung der européischen Rechtsvorschriften zur Gleich-
stellung von Frauen und Ménnern und fiir die Beriicksichtigung von Frauen in sdmt-

lichen Bereichen der Politik,

- die Teilnahme an Sitzungen und Konferenzen iiber die Gleichstellung von Ménnern und

Frauen,

—  Malnahmen, um die Beriicksichtigung der Auffassungen und Interessen von Frauen in
der einzelstaatlichen und der européischen Politik sicherzustellen, insbesondere Ermuti-

gung von Frauen zur Mitwirkung an Entscheidungsprozessen,

—  Bemiihungen, der Gleichstellung von Ménnern und Frauen im Prozess der EU-Erweite-
rung mehr Geltung zu verschaffen, und Aufbau einer Zusammenarbeit mit Frauen-
organisationen in den Beitrittstaaten.

Durchfiihrung der forderungswiirdigen Tétigkeiten

Die Tétigkeiten der Organisationen, die fiir die Gewdhrung eines Gemeinschaftszuschusses

im Rahmen des Programms in Frage kommen, fallen in einen der folgenden Aktionsbereiche:
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2.1. Aktionsbereich 1: Fortlaufende Téatigkeiten der Europédischen Frauenlobby, deren Mitglieder
u.a. Frauenorganisationen in den Mitgliedstaaten der Européischen Union sind, unter Beach-

tung der folgenden Grundsitze:

— freie Auswahl der Mitglieder,

- Selbststandigkeit bei ihren Tatigkeiten im Sinne von Nummer 1.2 des Anhangs.

2.2. Aktionsbereich 2: Fortlaufende Téatigkeiten einer Organisation, die im Bereich der Gleich-
stellung von Frauen und Ménnern ein Ziel von allgemeinem europdischen Interesse oder ein

Ziel verfolgt, das Bestandteil der einschldgigen Politik der Europdischen Union ist.

Gemail} Artikel 2 des Beschlusses geht es hier um gemeinniitzige Einrichtungen, die
ausschlieBlich fiir die Gleichstellung von Frauen und Ménnern tétig sind, oder um
Organisationen mit umfassenderer Zielsetzung, die sich in einem Teilbereich ihrer Tétigkeit

ausschlieBlich fiir die Gleichstellung von Frauen und Ménnern einsetzen.

Es kann ein jahrlicher Betriebskostenzuschuss gewihrt werden, um die Durchfiihrung des

fortlaufenden Arbeitsprogramms derartiger Organisationen zu unterstiitzen.

2.3. Aktionsbereich 3: EinzelmaBBnahmen einer Organisation, die im Bereich der Gleichstellung
von Frauen und Ménnern ein Ziel von allgemeinem européischen Interesse oder ein Ziel

verfolgt, das Bestandteil der einschldgigen Politik der Europdischen Union ist.
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3.

3.1.

3.2.

3.3.

4.1.

Auswahl der Zuschussempfanger

Der Europiischen Frauenlobby kann nach Billigung eines angemessenen Arbeitsprogramms
und Haushaltsplans unmittelbar ein Betriebskostenzuschuss geméf3 Aktionsbereich 1 des

Programms gewéhrt werden.

Die Organisationen, denen ein Betriebskostenzuschuss gemif3 Aktionsbereich 2 des
Programms gewéhrt wird, werden anhand von Aufrufen zur Einreichung von Vorschlidgen

ausgewdbhlt.

Die Organisationen, denen ein Zuschuss fiir eine EinzelmafBnahme geméf Aktionsbereich 3
des Programms gewéhrt wird, werden anhand von Aufrufen zur Einreichung von Vorschlidgen

ausgewdhlt.

Kontrollen und Priifungen

Der Empfinger eines Betriebskostenzuschusses hat samtliche Belege iiber die im Laufe des
Jahres, fiir das der Zuschuss gewéhrt worden ist, getitigten Ausgaben einschlieBlich der
gepriiften Finanziibersicht fiinf Jahre ab der Schlusszahlung fiir die Kommission zur
Verfligung zu halten. Der Zuschussempfinger sorgt dafiir, dass gegebenenfalls Belege, die
sich im Besitz von Partnern oder Mitgliedern der Organisation befinden, der Kommission zur

Verfligung gestellt werden.
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4.2.

4.3.

4.4.

4.5.

Die Kommission kann die Verwendung des Zuschusses entweder unmittelbar durch ihre
Bediensteten oder durch eine von ihr bestimmte externe Einrichtung iiberpriifen lassen. Die
Priifungen konnen wihrend der gesamten Laufzeit der Konsortialvereinbarung und wahrend
eines Zeitraums von fiinf Jahren ab Zahlung des Restbetrags durchgefiihrt werden. Die Kom-
mission ordnet gegebenenfalls auf der Grundlage der Ergebnisse dieser Priifungen eine

Wiedereinziehung an.

Den Bediensteten der Kommission und den von der Kommission beauftragten Personen ist in
angemessener Weise Zugang zu den Raumlichkeiten des Empfangers sowie zu allen fiir die
Durchfiihrung der Priifungen erforderlichen Informationen, einschlieflich der elektronisch

gespeicherten Daten, zu gewéhren.

Der Rechnungshof und das Europdische Amt fiir Betrugsbekdmpfung (OLAF) haben in
Bezug auf Kontrollen und Priifungen die gleichen Rechte wie die Kommission; dies gilt

insbesondere fiir das Zugangsrecht.

Zum Schutz der finanziellen Interessen der Europdischen Gemeinschaften vor Betrug und
anderen UnregelmafBigkeiten ist die Kommission dariiber hinaus berechtigt, im Rahmen
dieses Programms Kontrollen und Uberpriifungen vor Ort geméB der Verordnung (Euratom,
EG) Nr. 2185/96 des Rates ' vorzunehmen. Falls erforderlich werden vom Européischen Amt
fiir Betrugsbekdmpfung (OLAF) Untersuchungen geméf der Verordnung (EG) Nr. 1073/1999

des Europdischen Parlaments und des Rates ? durchgefiihrt.

ABIL. L 292 vom 15.11.1996, S. 2.
ABI. L 136 vom 31.05.1999, S. 1.
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RICHTLINIE 2004/41/EG DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 21. April 2004

zur Aufhebung bestimmter Richtlinien iiber Lebensmittelhygiene
und Hygienevorschriften fiir die Herstellung und das Inverkehrbringen von bestimmten,
zum menschlichen Verzehr bestimmten Erzeugnissen tierischen Ursprungs
sowie zur Anderung der Richtlinien 89/662/EWG und 92/118/EWG des Rates
und der Entscheidung 95/408/EG des Rates

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europédischen Gemeinschaft, insbesondere auf die

Artikel 37 und 95 und Artikel 152 Absatz 4 Buchstabe b,

auf Vorschlag der Kommission *,

nach Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 2,

nach Anhorung des Ausschusses der Regionen,

gemiB dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags *,

! ABI. C 365 E vom 19.12.2000, S. 132.

2 ABI. C 155 vom 29.5.2001, S. 39.

Stellungnahme des Europiischen Parlaments vom 3. Juni 2003 (noch nicht im Amtsblatt ver-
offentlicht), Gemeinsamer Standpunkt des Rates vom 27. Oktober 2003 (ABI. C 48 E vom
24.2.2004, S. 131) und Standpunkt des Européischen Parlaments vom 30. Mérz 2004 (noch
nicht im Amtsblatt veréffentlicht).
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in Erwédgung nachstehender Griinde:

(33) Mehrere Richtlinien sehen tierseuchen- und hygienerechtliche Vorschriften fiir die Herstel-

lung und das Inverkehrbringen von Erzeugnissen tierischen Ursprungs vor.

(34) Die folgenden Rechtsakte enthalten neue Vorschriften, mit denen die Bestimmungen jener

Richtlinien neu gefasst und aktualisiert werden:

—  Verordnung (EG) Nr. .../2004 des Européischen Parlaments und des Rates vom ... iiber

Lebensmittelhygiene !,

—  Verordnung (EG) Nr. .../2004 des Europdischen Parlaments und des Rates vom ... mit

spezifischen Hygienevorschriften fiir Lebensmittel tierischen Ursprungs 2,

—  Verordnung (EG) Nr. .../2004 des Européischen Parlaments und des Rates vom ... mit
spezifischen Vorschriften fiir die amtliche Uberwachung von zu menschlichem Verzehr

bestimmten Erzeugnissen tierischen Ursprungs * und

- Richtlinie 2002/99/EG des Rates vom 16. Dezember 2002 zur Festlegung von tier-
seuchenrechtlichen Vorschriften fiir das Herstellen, die Verarbeitung, den Vertrieb und

die Einfuhr von Lebensmitteln tierischen Ursprungs .

Siehe S. ... dieses Amtsblatts.
Siehe S. ... dieses Amtsblatts.
Siehe S. ... dieses Amtsblatts.
ABI. L 18 vom 23.1.2003, S. 11.

AW N =
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(35)

(36)

(37)

(38)

Es ist daher angezeigt, die fritheren Richtlinien aufzuheben. Da die Verordnung (EG)
Nr .../2004 * die Aufhebung der Richtlinie 93/43/EWG des Rates vom 14. Juni 1993 iiber
Lebensmittelhygiene ' vorsieht, miissen mit der vorliegenden Richtlinie lediglich die Richt-

linien liber Erzeugnisse tierischen Ursprungs aufgehoben werden.

Da die neuen Hygienevorschriften und die Richtlinie 2002/99/EG die Vorschriften der Richt-
linie 72/462/EWG des Rates * fiir Frischfleisch und Fleischerzeugnisse ersetzen, sollten die
Vorschriften der zuletzt genannten Richtlinie ihre Giiltigkeit nur noch fiir die Einfuhr

lebender Tiere behalten.

Es muss indes vorgesehen werden, dass bestimmte Durchfiihrungsbestimmungen weiterhin

gelten, bis die notwendigen MaBBnahmen in dem neuen Rechtsrahmen getroffen werden.

Dieser Neufassung muss auch durch Anderungen der Richtlinien 89/662/EWG * und
92/118/EWG * des Rates sowie der Entscheidung 95/408/EG * des Rates Rechnung getragen

werden —

Anmerkung fiir das Amtsblatt: Bitte Nummer der in Erwdgungsgrund 2 erster Gedankenstrich
genannten Verordnung einsetzen.

ABIL L 175 vom 19.7.1993, S. 1.

Richtlinie 72/462/EWG des Rates vom 12. Dezember 1972 zur Regelung
viehseuchenrechtlicher und gesundheitlicher Fragen bei der Einfuhr von Rindern und
Schweinen und von frischem Fleisch aus Drittlindern (ABI. L 302 vom 31.12.1972, S. 28).
Zuletzt gedndert durch die Verordnung (EG) Nr. 807/2003 des Rates (ABI. L 122 vom
16.5.2003, S. 36).

Richtlinie 89/662/EWG des Rates vom 11. Dezember 1989 zur Regelung der veterinirrecht-
lichen Kontrollen im innergemeinschaftlichen Handel im Hinblick auf den gemeinsamen
Binnenmarkt (ABI. L 395 vom 30.12.1989, S. 13). Zuletzt gedndert durch die Verordnung
(EG) Nr. 806/2003 (ABL. L 122 vom 16.5.2003, S. 1).

Richtlinie 92/118/EWG des Rates vom 17. Dezember 1992 iiber die tierseuchenrechtlichen
und gesundheitlichen Bedingungen fiir den Handel mit Erzeugnissen tierischen Ursprungs in
der Gemeinschaft sowie fiir ihre Einfuhr in die Gemeinschaft, soweit sie diesbeziiglich nicht
den spezifischen Gemeinschaftsregelungen nach Anhang A Kapitel I der Richt-

linie 89/662/EWG und — in Bezug auf Krankheitserreger — der Richtlinie 90/425/EWG unter-
liegen (ABI. L 62 vom 15.3.1993, S. 49). Zuletzt gedndert durch die Entscheidung der Kom-
mission 2003/42/EG (ABI. L 13 vom 18.1.2003, S. 24).

Entscheidung 95/408/EG des Rates vom 22. Juni 1995 {iber die Bedingungen fiir die Auf-
stellung vorldufiger Listen der Drittlandbetriebe, aus denen die Mitgliedstaaten bestimmte
tierische Erzeugnisse, Fischereierzeugnisse oder lebende Muscheln einfiihren diirfen, wahrend
einer Ubergangszeit (ABI. L 243 vom 11.10.1995, S. 17). Zuletzt geiindert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 806/2003.
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HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:
Artikel 1

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck "maBgeblicher Zeitpunkt" den Zeitpunkt des

Beginns der Anwendung der Verordnungen (EG) Nr. .../2004 *, Nr. .../2004 ~~ und Nr. .../2004 *.
Artikel 2
Die folgenden Richtlinien werden mit Wirkung vom mafigeblichen Zeitpunkt aufgehoben:

1. Richtlinie 64/433/EWG des Rates vom 26. Juni 1964 iiber die gesundheitlichen Bedingungen

fiir die Gewinnung und das Inverkehrbringen von frischem Fleisch ',

2. Richtlinie 71/118/EWG des Rates vom 15. Februar 1971 zur Regelung gesundheitlicher

Fragen bei der Gewinnung und dem Inverkehrbringen von frischem Gefliigelfleisch 2,

3. Richtlinie 72/461/EWG des Rates vom 12. Dezember 1972 zur Regelung viehseuchenrecht-

licher Fragen beim innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit frischem Fleisch ?,

4.  Richtlinie 77/96/EWG des Rates vom 21. Dezember 1976 iiber die Untersuchung von

frischem Schweinefleisch auf Trichinen bei der Einfuhr aus Drittlindern 4,

Anmerkung fiir das Amtsblatt: Bitte Nummer der in Erwdgungsgrund 2 erster Gedankenstrich
genannten Verordnung einfligen.
Anmerkung fiir das Amtsblatt: Bitte Nummer der in Erwégungsgrund 2 zweiter Gedanken-
strich genannten Verordnung einfiigen.
Anmerkung fiir das Amtsblatt: Bitte Nummer der in Erwdgungsgrund 2 dritter Gedanken-
strich genannten Verordnung einfiigen.
! ABI. 121 vom 29.7.1964, S. 2012/64. Zuletzt gedndert durch die Richtlinie 95/23/EG (ABI.
L 243 vom 11.10.1995, S. 7).
2 ABI. L 55 vom 8.3.1971, S. 23. Zuletzt gedndert durch die Verordnung (EG) Nr. 807/2003.
3 ABI. L 302 vom 31.12.1972, S. 24. Zuletzt geéndert durch die Verordnung (EG)
Nr. 807/2003.
4 ABIL. L 26 vom 31.1.1977, S. 67. Zuletzt gedndert durch die Verordnung (EG) Nr. 807/2003.

*k
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10.

11.

Richtlinie 77/99/EWG des Rates vom 21. Dezember 1976 zur Regelung gesundheitlicher
Fragen bei der Herstellung und dem Inverkehrbringen von Fleischerzeugnissen und einigen

. . 1
anderen Erzeugnissen tierischen Ursprungs -,

Richtlinie 80/215/EWG des Rates vom 22. Januar 1980 zur Regelung viehseuchenrechtlicher

Fragen beim innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit Fleischerzeugnissen 2,

Richtlinie 89/362/EWG der Kommission vom 26. Mai 1989 {iber die allgemeinen Hygiene-

vorschriften fiir Milcherzeugerbetriebe °,

Richtlinie 89/437/EWG des Rates vom 20. Juni 1989 zur Regelung hygienischer und gesund-

heitlicher Fragen bei der Herstellung und Vermarktung von Eiprodukten *,

Richtlinie 91/492/EWG des Rates vom 15. Juli 1991 zur Festlegung von Hygienevorschriften

fiir die Erzeugung und Vermarktung lebender Muscheln °,

Richtlinie 91/493/EWG des Rates vom 22. Juli 1991 zur Festlegung von Hygienevorschriften

. . . . . . 6
fiir die Erzeugung und die Vermarktung von Fischereierzeugnissen °,

Richtlinie 91/494/EWG des Rates vom 26. Juni 1991 iiber die tierseuchenrechtlichen Bedin-
gungen flir den innergemeinschaftlichen Handel mit frischem Gefliigelfleisch und fiir seine

Einfuhr aus Drittlindern ’,

N SN N R W -

ABIL. L 26 vom 31.1.1977, S. 85. Zuletzt geédndert durch die Verordnung (EG) Nr. 807/2003.
ABI. L 47 vom 21.2.1980, S. 4. Zuletzt geédndert durch die Verordnung (EG) Nr. 807/2003.
ABI. L 156 vom 8.6.1989, S. 30.

ABI. L 212 vom 22.7.1989, S. 87. Zuletzt geéndert durch die Verordnung (EG) Nr. 806/2003.
ABI. L 268 vom 24.9.1991, S. 1. Zuletzt gedndert durch die Verordnung (EG) Nr. 806/2003.
ABI. L 268 vom 24.9.1991, S. 15. Zuletzt gedndert durch die Verordnung (EG) Nr. 806/2003.
ABI. L 268 vom 24.9.1991, S. 35. Zuletzt gedndert durch die Richtlinie 1999/89/EG

(ABI. L 300 vom 23.11.1999, S. 17).
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Richtlinie 91/495/EWG des Rates vom 27. November 1990 zur Regelung der gesundheit-
lichen und tierseuchenrechtlichen Fragen bei der Herstellung und Vermarktung von

Kaninchenfleisch und Fleisch von Zuchtwild ',

Richtlinie 92/45/EWG des Rates vom 16. Juni 1992 zur Regelung der gesundheitlichen und

tierseuchenrechtlichen Fragen beim Erlegen von Wild und bei der Vermarktung von Wild-

Richtlinie 92/46/EWG des Rates vom 16. Juni 1992 mit Hygienevorschriften fiir die Her-

stellung und Vermarktung von Rohmilch, wirmebehandelter Milch und Erzeugnissen auf

Richtlinie 92/48/EWG des Rates vom 16. Juni 1992 zur Festlegung eines Mindeststandards an
Hygienevorschriften fiir die Behandlung der Fange an Bord bestimmter Fischereifahrzeuge

gemiB Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer i der Richtlinie 91/493/EWG * und

Richtlinie 94/65/EG des Rates vom 14. Dezember 1994 zur Festlegung von Vorschriften fiir

die Herstellung und das Inverkehrbringen von Hackfleisch/Faschiertem und Fleischzuberei-

ABI. L 268 vom 24.9.1991, S. 41. Zuletzt geandert durch die Verordnung (EG) Nr. 806/2003.
ABI. L 268 vom 14.9.1992, S. 35. Zuletzt gedndert durch die Verordnung (EG) Nr. 806/2003.
ABI. L 268 vom 14.9.1992, S. 1. Zuletzt gedndert durch die Verordnung (EG) Nr. 806/2003.

12.
13.
fleisch 2,
14.
Milchbasis °,
15.
16.
tungen .
1
2
3
: ABL. L 187 vom 7.7.1992, S. 41.

ABI. L 368 vom 31.12.1994, S. 10. Gedndert durch die Verordnung (EG) Nr. 806/2003.
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Artikel 3

Die Richtlinie 92/118/EWG wird mit Wirkung vom maflgeblichen Zeitpunkt wie folgt gedndert:

1. Alle Bezugnahmen auf die "Anhénge I und II" werden durch Bezugnahmen auf "Anhang 1"

ersetzt,

2. in Artikel 4 Absatz 1 werden die Worte "und in Anhang II fiir die Aspekte der 6ffentlichen

Gesundheit" gestrichen, und

3. Anhang II wird aufgehoben.
Artikel 4

(1) Mit Wirkung vom mafgeblichen Zeitpunkt gelten Bezugnahmen auf die in Artikel 2
genannten Richtlinien oder auf Anhang II der Richtlinie 92/118/EWG je nach Kontext als Bezug-
nahmen auf:
a)  die Verordnung (EG) Nr. .../2004 "
b)  die Verordnung (EG) Nr. .../2004 *~ oder
c) die Richtlinie 2002/99/EG.
2) Bis zur Annahme von mikrobiologischen Kriterien und Temperaturkontrollerforder-
nissen gemif Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. .../2004 * gelten weiterhin alle einschligigen

Kriterien und Erfordernisse, die in den in Artikel 2 genannten Richtlinien, in Anhang II der

Richtlinie 92/118/EWG oder in den jeweiligen Durchfiihrungsbestimmungen aufgefiihrt sind.

Anmerkung fiir das Amtsblatt: Bitte Nummer der in Erwdgungsgrund 2 zweiter Gedanken-
strich genannten Verordnung einfiigen.

Anmerkung fiir das Amtsblatt: Bitte Nummer der in Erwdgungsgrund 2 dritter Gedanken-
strich genannten Verordnung einfiigen.

Anmerkung fiir das Amtsblatt: Bitte Nummer der in Erwégungsgrund 2 erster Gedankenstrich
genannten Verordnung einfiigen.

*%
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3) Bis zur Annahme der erforderlichen Bestimmungen auf der Grundlage der
Verordnungen (EG) Nr. .../2004 *,Nr..../2004 * Nr. .../2004 " oder der Richtlinie 2002/99/EG

finden folgende Rechtsakte weiterhin entsprechende Anwendung;:

a) aufder Grundlage der in Artikel 2 genannten Richtlinien angenommene Durchfiihrungs-

bestimmungen,

b) aufder Grundlage des Anhangs II der Richtlinie 92/118/EWG angenommene Durchfiihrungs-
bestimmungen, mit Ausnahme der Entscheidung 94/371/EG ',

c) auf der Grundlage der Richtlinie 72/462/EWG angenommene Durchfiihrungsbestimmungen

und

d)  gemil der Entscheidung 95/408/EG aufgestellte vorldufige Verzeichnisse von Drittldndern
und Drittlandbetrieben.

Artikel 5

(1) Ab 1. Januar 2005 behalten die in der Richtlinie 72/462/EWG festgelegten tierseuchen-

rechtlichen Vorschriften ihre Giiltigkeit nur noch fiir die Einfuhr lebender Tiere.

(2) Mit Wirkung vom maBgeblichen Zeitpunkt behilt die Richtlinie 72/462/EWG ihre

Giltigkeit nur noch fiir die Einfuhr lebender Tiere.

Anmerkung flir das Amtsblatt: Bitte Nummer der in Erwédgungsgrund 2 erster Gedankenstrich
genannten Verordnung einfligen.

Anmerkung flir das Amtsblatt: Bitte Nummer der in Erwédgungsgrund 2 zweiter Gedanken-
strich genannten Verordnung einfiigen.

Anmerkung flir das Amtsblatt: Bitte Nummer der in Erwédgungsgrund 2 dritter Gedanken-
strich genannten Verordnung einfiigen.

! ABI. L 168 vom 2.7.1994, S. 34.

*%
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Artikel 6

Die Richtlinie 89/662/EWG wird mit Wirkung vom maBgeblichen Zeitpunkt wie folgt gedndert:

1.

Die Bezugnahmen

a)  auf "Erzeugnisse tierischen Ursprungs, die unter die in Anhang A aufgefiihrten Richt-

linien fallen" in Artikel 1 und

b)  auf "Erzeugnisse, die nach den in Anhang A genannten Richtlinien hergestellt werden"

in Artikel 4 Absatz 1

werden durch die Worte "Erzeugnisse(n) tierischen Ursprungs, die unter die in Anhang A

aufgefiihrten Rechtsakte fallen" ersetzt.
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Anhang A erhilt folgende Fassung:

"ANHANG A

KAPITEL I

Richtlinie 2002/99/EG des Rates vom 16. Dezember 2002 zur Festlegung von tierseuchen-
rechtlichen Vorschriften fiir das Herstellen, die Verarbeitung, den Vertrieb und die Einfuhr

von Lebensmitteln tierischen Ursprungs ~

Verordnung (EG) Nr. .../2004 *des Europiischen Parlaments und des Rates vom ... mit

*

spezifischen Hygienevorschriften fiir Lebensmittel tierischen Ursprungs =
KAPITEL II

Richtlinie 92/118/EWG des Rates vom 17. Dezember 1992 iiber die tierseuchenrechtlichen
und gesundheitlichen Bedingungen fiir den Handel mit Erzeugnissen tierischen Ursprungs in
der Gemeinschaft sowie fiir ihre Einfuhr in die Gemeinschaft, soweit sie diesbeziiglich nicht
den spezifischen Gemeinschaftsregelungen nach Anhang A Kapitel I der

Richtlinie 89/662/EWG und - in Bezug auf Krankheitserreger - der Richtlinie 90/425/EWG

. Sededk
unterliegen

Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 des Européischen Parlaments und des Rates vom 3. Oktober
2002 mit Hygienevorschriften fiir nicht fiir den menschlichen Verzehr bestimmte tierische

Nebenprodukte ™

ABI. L 18 vom 23.1.2003, S. 11.

ABL ... "

ABI. L 62 vom 15.3.1993, S. 49. Zuletzt gedndert durch die Entscheidung 2003/42/EG
der Kommission (ABI. L 13 vom 18.1.2003, S. 24).

ABI. L 273 vom 10.10.2002, S. 1. Geédndert durch die Verordnung (EG) Nr. 808/2003
der Kommission (ABI. L 117 vom 13.5.2003, S. 1)."

*kkk

++

(ABI.: Bitte Nummer und Datum der in Erwigungsgrund 2 zweiter Gedankenstrich genannten
Verordnung einfiligen).

(ABL.: Bitte Fundstelle der in Erwédgungsgrund 2 zweiter Gedankenstrich genannten
Verordnung einfiigen).
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Artikel 7

Artikel 9 der Entscheidung 95/408/EG erhilt mit Wirkung vom Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser
Richtlinie folgende Fassung:

"Artikel 9

Diese Entscheidung gilt bis zu dem mafBigeblichen Zeitpunkt im Sinne des Artikels 1 der Richtlinie
2004/.../EG * des Europiischen Parlaments und des Rates vom ... zur Aufhebung bestimmter
Richtlinien iiber Lebensmittelhygiene und Hygienevorschriften fiir die Herstellung und das
Inverkehrbringen von bestimmten, zum menschlichen Verzehr bestimmten Lebensmitteln tierischen

Ursprungs. ’
ABLL..""

Artikel 8
Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, die erforderlich sind,
um dieser Richtlinie spdtestens bis zum maBgeblichen Zeitpunkt nachzukommen. Sie setzen die
Kommission unverziiglich davon in Kenntnis.
Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen sie in den Vorschriften selbst oder

durch einen Hinweis bei der amtlichen Veroffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitglied-

staaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.

* (ABI.: Bitte Nummer und Datum der vorliegenden Richtlinie einfiigen).

(ABL.: Bitte Fundstelle der vorliegenden Richtlinie einfiigen).

++
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Artikel 9

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Verdffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Artikel 10

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Strallburg am 29.4.2004

Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates
Der Prisident Der Prisident

P. COX M. McDOWELL
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RICHTLINIE 2004/48/EG DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 29. April 2004

zur Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigentums

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION -

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europédischen Gemeinschaft, insbesondere auf

Artikel 95,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europaischen Wirtschafts- und Sozialausschusses ',

nach Anhorung des Ausschusses der Regionen,

gemih dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags ,

! ABI. C 32 vom 5.2.2004, S. 15.
Stellungnahme des Europiischen Parlaments vom 9. Mérz 2004 (noch nicht im Amtsblatt
verdffentlicht) und Beschluss des Rates vom 26. April 2004.
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in Erwédgung nachstehender Griinde:

(M

)

3)

Damit der Binnenmarkt verwirklicht wird, miissen Beschrinkungen des freien Warenverkehrs
und Wettbewerbsverzerrungen beseitigt werden, und es muss ein Umfeld geschaffen werden,
das Innovationen und Investitionen begiinstigt. Vor diesem Hintergrund ist der Schutz
geistigen Eigentums ein wesentliches Kriterium fiir den Erfolg des Binnenmarkts. Der Schutz
geistigen Eigentums ist nicht nur flir die Férderung von Innovation und kreativem Schaffen
wichtig, sondern auch fiir die Entwicklung des Arbeitsmarkts und die Verbesserung der

Wettbewerbsfahigkeit.

Der Schutz geistigen Eigentums soll Erfinder oder Schopfer in die Lage versetzen, einen
rechtméfigen Gewinn aus ihren Erfindungen oder Werkschopfungen zu ziehen. Er soll auch
die weitestgehende Verbreitung der Werke, Ideen und neuen Erkenntnisse ermdglichen.
Andererseits soll er weder die freie MeinungséuBBerung noch den freien Informationsverkehr,

noch den Schutz personenbezogener Daten behindern; dies gilt auch fiir das Internet.

Ohne wirksame Instrumente zur Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigentums werden
jedoch Innovation und kreatives Schaffen gebremst und Investitionen verhindert. Daher ist
darauf zu achten, dass das materielle Recht auf dem Gebiet des geistigen Eigentums, das
heute weitgehend Teil des gemeinschaftlichen Besitzstands ist, in der Gemeinschaft wirksam
angewandt wird. Daher sind die Instrumente zur Durchsetzung der Rechte des geistigen

Eigentums von zentraler Bedeutung fiir den Erfolg des Binnenmarkts.
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“4)

)

(6)

(7

Auf internationaler Ebene sind alle Mitgliedstaaten - wie auch die Gemeinschaft selbst in
Fragen, die in ihre Zustindigkeit fallen, - an das durch den Beschluss 94/800/EG des Rates '
gebilligte Ubereinkommen iiber handelsbezogene Aspekte der Rechte des geistigen Eigen-
tums (TRIPS-Ubereinkommen), das im Rahmen der multilateralen Verhandlungen der

Uruguay-Runde geschlossen wurde, gebunden.

Das TRIPS-Ubereinkommen enthilt vornehmlich Bestimmungen iiber die Instrumente zur
Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigentums, die gemeinsame, international giiltige
Normen sind und in allen Mitgliedstaaten umgesetzt wurden. Diese Richtlinie sollte die
volkerrechtlichen Verpflichtungen der Mitgliedstaaten einschlieBlich derjenigen aufgrund des

TRIPS-Ubereinkommens unberiihrt lassen.

Es bestehen weitere internationale Ubereinkiinfte, denen alle Mitgliedstaaten beigetreten sind
und die ebenfalls Vorschriften {iber Instrumente zur Durchsetzung der Rechte des geistigen
Eigentums enthalten. Dazu zéhlen in erster Linie die Pariser Verbandsiibereinkunft zum
Schutz des gewerblichen Eigentums, die Berner Ubereinkunft zum Schutz von Werken der
Literatur und Kunst und das Rom-Abkommen iiber den Schutz der ausiibenden Kiinstler, der

Hersteller von Tontrdgern und der Sendeunternehmen.

Aus den Sondierungen der Kommission zu dieser Frage hat sich ergeben, dass ungeachtet des
TRIPS-Ubereinkommens weiterhin zwischen den Mitgliedstaaten groe Unterschiede bei den
Instrumenten zur Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigentums bestehen. So gibt es z.B.
betrachtliche Diskrepanzen bei den Durchfiihrungsbestimmungen fiir einstweilige MaBBnah-
men, die insbesondere zur Sicherung von Beweismitteln verhdangt werden, bei der Berechnung
von Schadensersatz oder bei den Durchfiihrungsbestimmungen fiir Verfahren zur Beendigung
von Verstoflen gegen Rechte des geistigen Eigentums. In einigen Mitgliedstaaten stehen
MaBnahmen, Verfahren und Rechtsbehelfe wie das Auskunftsrecht und der Riickruf rechts-

verletzender Ware vom Markt auf Kosten des Verletzers nicht zur Verfligung.

ABI. L 336 vom 23.12.1994, S. 1.
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®)

)

(10)

Die Unterschiede zwischen den Regelungen der Mitgliedstaaten hinsichtlich der Instrumente
zur Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigentums beeintrachtigen das reibungslose
Funktionieren des Binnenmarktes und verhindern, dass die bestehenden Rechte des geistigen
Eigentums iiberall in der Gemeinschaft in demselben Grad geschiitzt sind. Diese Situation
wirkt sich nachteilig auf die Freiziigigkeit im Binnenmarkt aus und behindert die Entstehung

eines Umfelds, das einen gesunden Wettbewerb begiinstigt.

Die derzeitigen Unterschiede schwichen auflerdem das materielle Recht auf dem Gebiet des
geistigen Eigentums und fiihren zu einer Fragmentierung des Binnenmarktes in diesem
Bereich. Dies untergribt das Vertrauen der Wirtschaft in den Binnenmarkt und bremst somit
Investitionen in Innovation und geistige Schopfungen. Verletzungen von Rechten des
geistigen Eigentums stehen immer hiufiger in Verbindung mit dem organisierten Verbrechen.
Die verstarkte Nutzung des Internet ermoglicht einen sofortigen globalen Vertrieb von Raub-
kopien. Die wirksame Durchsetzung des materiellen Rechts auf dem Gebiet des geistigen
Eigentums bedarf eines gezielten Vorgehens auf Gemeinschaftsebene. Die Angleichung der
diesbeziiglichen Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten ist somit eine notwendige Voraus-

setzung flir das reibungslose Funktionieren des Binnenmarktes.

Mit dieser Richtlinie sollen diese Rechtsvorschriften einander angenéhert werden, um ein
hohes, gleichwertiges und homogenes Schutzniveau fiir geistiges Eigentum im Binnenmarkt

zu gewéhrleisten.
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(In

(12)

(13)

(14)

Diese Richtlinie verfolgt weder das Ziel, die Vorschriften im Bereich der justiziellen
Zusammenarbeit, der gerichtlichen Zustdndigkeit oder der Anerkennung und Vollstreckung
von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen zu harmonisieren, noch das Ziel, Fragen des
anwendbaren Rechts zu behandeln. Es gibt bereits gemeinschaftliche Instrumente, die diese
Angelegenheiten auf allgemeiner Ebene regeln; sie gelten prinzipiell auch fiir das geistige

Eigentum.

Diese Richtlinie darf die Anwendung der Wettbewerbsvorschriften, insbesondere der
Artikel 81 und 82 des Vertrags, nicht beriihren. Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Mal3-
nahmen diirfen nicht dazu verwendet werden, den Wettbewerb entgegen den Vorschriften des

Vertrags unzuldssig einzuschranken.

Der Anwendungsbereich dieser Richtlinie muss so breit wie moglich gewahlt werden, damit
er alle Rechte des geistigen Eigentums erfasst, die den diesbeziiglichen Gemeinschafts-
vorschriften und/oder den Rechtsvorschriften der jeweiligen Mitgliedstaaten unterliegen.
Dieses Erfordernis hindert die Mitgliedstaaten jedoch nicht daran, die Bestimmungen dieser
Richtlinie bei Bedarf zu innerstaatlichen Zwecken auf Handlungen auszuweiten, die den
unlauteren Wettbewerb einschlieBlich der Produktpiraterie oder vergleichbare Tatigkeiten

betreffen.

Nur bei in gewerblichem Ausmal} vorgenommenen Rechtsverletzungen miissen die Maf3nah-
men nach Artikel 6 Absatz 2, Artikel 8 Absatz 1 und Artikel 9 Absatz 2 angewandt werden.
Unbeschadet davon konnen die Mitgliedstaaten diese Maflnahmen auch bei anderen Rechts-
verletzungen anwenden. In gewerblichem Ausmal} vorgenommene Rechtsverletzungen
zeichnen sich dadurch aus, dass sie zwecks Erlangung eines unmittelbaren oder mittelbaren
wirtschaftlichen oder kommerziellen Vorteils vorgenommen werden; dies schlief3t in der

Regel Handlungen aus, die in gutem Glauben von Endverbrauchern vorgenommen werden.
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(15) Diese Richtlinie sollte das materielle Recht auf dem Gebiet des geistigen Eigentums, ndmlich
die Richtlinie 95/46/EG des Europidischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995
zum Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum
freien Datenverkehr ', die Richtlinie 1999/93/EG des Europiischen Parlaments und des Rates
vom 13. Dezember 1999 {iber gemeinschaftliche Rahmenbedingungen fiir elektronische
Signaturen * und die Richtlinie 2000/31/EG des Europiischen Parlaments und des Rates vom
8. Juni 2000 tiber bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der Informationsgesellschaft,

insbesondere des elektronischen Geschiftsverkehrs, im Binnenmarkt * nicht beriihren.

! ABI. L 281 vom 23.11.1995, S. 31. Richtlinie gedndert durch die Verordnung (EG)
Nr. 1882/2003 (ABI. L 284 vom 31.10.2003, S. 1).

> ABL L 13 vom 19.1.2000, S. 12.

3 ABIL. L 178 vom 17.7.2000, S. 1.
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(16)

(17)

Diese Richtlinie sollte die gemeinschaftlichen Sonderbestimmungen zur Durchsetzung der
Rechte und Ausnahmeregelungen auf dem Gebiet des Urheberrechts und der verwandten
Schutzrechte, insbesondere die Bestimmungen der Richtlinie 91/250/EWG des Rates vom

14. Mai 1991 iiber den Rechtsschutz von Computerprogrammen ' und der Richtlinie
2001/29/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2001 zur Harmonisie-
rung bestimmter Aspekte des Urheberrechts und der verwandten Schutzrechte in der Informa-

tionsgesellschaft 2, unberiihrt lassen.

Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Mallnahmen, Verfahren und Rechtsbehelfe sollten in
jedem Einzelfall so bestimmt werden, dass den spezifischen Merkmalen dieses Falles, ein-
schlieBlich der Sonderaspekte jedes Rechts an geistigem Eigentum und gegebenenfalls des
vorsatzlichen oder nicht vorsétzlichen Charakters der Rechtsverletzung gebiihrend Rechnung

getragen wird.

1

ABI. L 122 vom 17.5.1991, S. 42. Richtlinie gedndert durch die Richtlinie 93/98/EWG
(ABIL. L 290 vom 24.11.1993, S 9).
ABI. L 167 vom 22.6.2001, S. 10.
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(18)

(19)

Die Befugnis, die Anwendung dieser Malnahmen, Verfahren und Rechtsbehelfe zu
beantragen, sollte nicht nur den eigentlichen Rechtsinhabern eingerdumt werden, sondern
auch Personen, die ein unmittelbares Interesse haben und klagebefugt sind, soweit dies nach
den Bestimmungen des anwendbaren Rechts zuldssig ist und mit ihnen im Einklang steht;
hierzu kénnen auch Berufsorganisationen gehoren, die mit der Verwertung der Rechte oder

mit der Wahrnehmung kollektiver und individueller Interessen betraut sind.

Da das Urheberrecht ab dem Zeitpunkt der Werkschopfung besteht und nicht formlich einge-
tragen werden muss, ist es angezeigt, die in Artikel 15 der Berner Ubereinkunft enthaltene
Bestimmung zu libernehmen, wonach eine Rechtsvermutung dahin gehend besteht, dass der
Urheber eines Werkes der Literatur und Kunst die Person ist, deren Name auf dem Werkstiick
angegeben ist. Eine entsprechende Rechtsvermutung sollte auf die Inhaber verwandter Rechte
Anwendung finden, da die Bemiihung, Rechte durchzusetzen und Produktpiraterie zu
bekdmpfen, hidufig von Inhabern verwandter Rechte, etwa den Herstellern von Tontrdgern,

unternommen wird.
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(20)

2n

Da Beweismittel fiir die Feststellung einer Verletzung der Rechte des geistigen Eigentums
von zentraler Bedeutung sind, muss sichergestellt werden, dass wirksame Mittel zur Vorlage,
zur Erlangung und zur Sicherung von Beweismitteln zur Verfiigung stehen. Die Verfahren
sollten den Rechten der Verteidigung Rechnung tragen und die erforderlichen Sicherheiten
einschlieBlich des Schutzes vertraulicher Informationen bieten. Bei in gewerblichem Ausmal}
vorgenommenen Rechtsverletzungen ist es ferner wichtig, dass die Gerichte gegebenenfalls
die Ubergabe von Bank-, Finanz- und Handelsunterlagen anordnen konnen, die sich in der

Verfiigungsgewalt des angeblichen Verletzers befinden.

In einigen Mitgliedstaaten gibt es andere Mallnahmen zur Sicherstellung eines hohen Schutz-
niveaus; diese sollten in allen Mitgliedstaaten verfiigbar sein. Dies gilt fiir das Recht auf
Auskunft iiber die Herkunft rechtsverletzender Waren und Dienstleistungen, iiber die

Vertriebswege sowie iiber die Identitét Dritter, die an der Rechtsverletzung beteiligt sind.
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(22)

(23)

Ferner sind einstweilige MaBBnahmen unabdingbar, die unter Wahrung des Anspruchs auf
rechtliches Gehor und der VerhiltnismaBigkeit der einstweiligen Mafinahme mit Blick auf die
besonderen Umstidnde des Einzelfalles, sowie vorbehaltlich der Sicherheiten, die erforderlich
sind, um dem Antragsgegner im Falle eines ungerechtfertigten Antrags den entstandenen
Schaden und etwaige Unkosten zu ersetzen, die unverziigliche Beendigung der Verletzung
ermoglichen, ohne dass eine Entscheidung in der Sache abgewartet werden muss. Diese MaR3-
nahmen sind vor allem dann gerechtfertigt, wenn jegliche Verzégerung nachweislich einen
nicht wieder gutzumachenden Schaden fiir den Inhaber eines Rechts des geistigen Eigentums

mit sich bringen wiirde.

Unbeschadet anderer verfiigbarer MaBBnahmen, Verfahren und Rechtsbehelfe sollten Rechts-
inhaber die Moglichkeit haben, eine gerichtliche Anordnung gegen eine Mittelsperson zu
beantragen, deren Dienste von einem Dritten dazu genutzt werden, das gewerbliche Schutz-
recht des Rechtsinhabers zu verletzen. Die Voraussetzungen und Verfahren fiir derartige
Anordnungen sollten Gegenstand der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
bleiben. Was Verletzungen des Urheberrechts oder verwandter Schutzrechte betrifft, so
gewihrt die Richtlinie 2001/29/EG bereits ein umfassendes Mall an Harmonisierung. Arti-
kel 8 Absatz 3 der Richtlinie 2001/29/EG sollte daher von dieser Richtlinie unberiihrt bleiben.
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(24)

(25)

Je nach Sachlage und sofern es die Umsténde rechtfertigen, sollten die zu ergreifenden
Mafinahmen, Verfahren und Rechtsbehelfe Verbotsmafinahmen beinhalten, die eine erneute
Verletzung von Rechten des geistigen Eigentums verhindern. Dariiber hinaus sollten
AbhilfemaBBnahmen vorgesehen werden, deren Kosten gegebenenfalls dem Verletzer
angelastet werden und die beinhalten konnen, dass Waren, durch die ein Recht verletzt wird,
und gegebenenfalls auch die Materialien und Geréte, die vorwiegend zur Schaffung oder
Herstellung dieser Waren gedient haben, zuriickgerufen, endgiiltig aus den Vertriebswegen
entfernt oder vernichtet werden. Diese Abhilfemallnahmen sollten den Interessen Dritter,
insbesondere der in gutem Glauben handelnden Verbraucher und privaten Parteien, Rechnung

tragen.

In Féllen, in denen eine Rechtsverletzung weder vorsétzlich noch fahrldssig erfolgt ist und die
in dieser Richtlinie vorgesehenen Abhilfemallnahmen oder gerichtlichen Anordnungen
unangemessen wiren, sollten die Mitgliedstaaten die Mdglichkeit vorsehen kdnnen, dass in
geeigneten Fillen als Ersatzmafinahme die Zahlung einer Abfindung an den Geschadigten
angeordnet wird. Wenn jedoch die kommerzielle Nutzung der nachgeahmten Waren oder die
Erbringung von Dienstleistungen andere Rechtsvorschriften als die Vorschriften auf dem
Gebiet des geistigen Eigentums verletzt oder ein moglicher Nachteil fiir den Verbraucher
entsteht, sollte die Nutzung der Ware bzw. die Erbringung der Dienstleistung untersagt

bleiben.
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(26) Um den Schaden auszugleichen, den ein Verletzer von Rechten des geistigen Eigentums
verursacht hat, der wusste oder verniinftigerweise hétte wissen miissen, dass er eine
Verletzungshandlung vornahm, sollten bei der Festsetzung der Hohe des an den Rechts-
inhaber zu zahlenden Schadensersatzes alle einschldgigen Aspekte beriicksichtigt werden, wie
z.B. Gewinneinbufen des Rechtsinhabers oder zu Unrecht erzielte Gewinne des Verletzers
sowie gegebenenfalls der immaterielle Schaden, der dem Rechtsinhaber entstanden ist.
Ersatzweise, etwa wenn die Hohe des tatséchlich verursachten Schadens schwierig zu
beziffern wire, kann die Hohe des Schadens aus Kriterien wie z.B. der Vergiitung oder den
Geblihren, die der Verletzer hitte entrichten miissen, wenn er die Erlaubnis zur Nutzung des
besagten Rechts eingeholt hitte, abgeleitet werden. Bezweckt wird dabei nicht die Einfiihrung
einer Verpflichtung zu einem als Strafe angelegten Schadensersatz, sondern eine Ausgleichs-
entschiadigung fiir den Rechtsinhaber auf objektiver Grundlage unter Beriicksichtigung der
ithm entstandenen Kosten, z.B. im Zusammenhang mit der Feststellung der Rechtsverletzung

und ihrer Verursacher.
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(27) Die Entscheidungen in Verfahren wegen Verletzungen von Rechten des geistigen Eigentums
sollten verdffentlicht werden, um kiinftige Verletzer abzuschrecken und zur Sensibilisierung

der breiten Offentlichkeit beizutragen.

(28) Zusitzlich zu den zivil- und verwaltungsrechtlichen MaBBnahmen, Verfahren und Rechts-
behelfen, die in dieser Richtlinie vorgesehen sind, stellen in geeigneten Féllen auch straf-

rechtliche Sanktionen ein Mittel zur Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigentums dar.
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(29)

(30)

(€1)

Die Industrie sollte sich aktiv am Kampf gegen Produktpiraterie und Nachahmung beteiligen.
Die Entwicklung von Verhaltenskodizes in den direkt betroffenen Kreisen ist ein weiteres
Mittel zur Ergdnzung des Rechtsrahmens. Die Mitgliedstaaten sollten in Zusammenarbeit mit
der Kommission die Ausarbeitung von Verhaltenskodizes im Allgemeinen fordern. Die
Kontrolle der Herstellung optischer Speicherplatten, vornehmlich mittels eines Identifika-
tionscodes auf Platten, die in der Gemeinschaft gefertigt werden, trigt zur Eindimmung der
Verletzung der Rechte geistigen Eigentums in diesem Wirtschaftszweig bei, der in hohem
MafB von Produktpiraterie betroffen ist. Diese technischen Schutzmafinahmen diirfen jedoch
nicht zu dem Zweck missbraucht werden, die Mérkte gegeneinander abzuschotten und

Parallelimporte zu kontrollieren.

Um die einheitliche Anwendung der Bestimmungen dieser Richtlinie zu erleichtern, empfiehlt
es sich, Mechanismen fiir die Zusammenarbeit und den Informationsaustausch vorzusehen,
die einerseits die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten untereinander, andererseits
zwischen ihnen und der Kommission fordern, insbesondere durch die Schaffung eines Netzes
von Korrespondenzstellen, die von den Mitgliedstaaten benannt werden, und durch die regel-
mafige Erstellung von Berichten, in denen die Umsetzung dieser Richtlinie und die Wirk-
samkeit der von den verschiedenen einzelstaatlichen Stellen ergriffenen Mafinahmen bewertet

wird.

Da aus den genannten Griinden das Ziel der vorliegenden Richtlinie auf Ebene der Mitglied-
staaten nicht ausreichend erreicht werden kann und daher besser auf Gemeinschaftsebene zu
erreichen ist, kann die Gemeinschaft im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags nieder-
gelegten Subsidiarititsprinzip titig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel genann-
ten VerhiltnismaBigkeitsprinzip geht diese Richtlinie nicht {iber das fiir die Erreichung dieses

Ziels erforderliche Mal3 hinaus.
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(32) Diese Richtlinie steht im Einklang mit den Grundrechten und Grundsitzen, die insbesondere
mit der Charta der Grundrechte der Europédischen Union anerkannt wurden. In besonderer
Weise soll diese Richtlinie im Einklang mit Artikel 17 Absatz 2 der Charta die

uneingeschriankte Achtung geistigen Eigentums sicherstellen -

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

KAPITEL I

Ziel und Anwendungsbereich

Artikel 1

Gegenstand

Diese Richtlinie betrifft die Maflnahmen, Verfahren und Rechtsbehelfe, die erforderlich sind, um

die Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigentums sicherzustellen. Im Sinne dieser Richtlinie

umfasst der Begriff "Rechte des geistigen Eigentums" auch die gewerblichen Schutzrechte.
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Artikel 2

Anwendungsbereich

(D) Unbeschadet etwaiger Instrumente in den Rechtsvorschriften der Gemeinschaft oder der
Mitgliedstaaten, die fiir die Rechtsinhaber giinstiger sind, finden die in dieser Richtlinie vorgesehe-
nen MaBnahmen, Verfahren und Rechtsbehelfe gemal3 Artikel 3 auf jede Verletzung von Rechten
des geistigen Eigentums, die im Gemeinschaftsrecht und/oder im innerstaatlichen Recht des

betreffenden Mitgliedstaats vorgesehen sind, Anwendung.

2) Diese Richtlinie gilt unbeschadet der besonderen Bestimmungen zur Gewéhrleistung
der Rechte und Ausnahmen, die in der Gemeinschaftsgesetzgebung auf dem Gebiet des Urheber-
rechts und der verwandten Schutzrechte vorgesehen sind, namentlich in der Richtlinie
91/250/EWG, insbesondere in Artikel 7, und der Richtlinie 2001/29/EG, insbesondere in den
Artikeln 2 bis 6 und Artikel 8.

3) Diese Richtlinie beriihrt nicht:

a)  die gemeinschaftlichen Bestimmungen zum materiellen Recht auf dem Gebiet des geistigen

Eigentums, die Richtlinie 95/46/EG, die Richtlinie 1999/93/EG und die Richtlinie
2000/31/EG im Allgemeinen und insbesondere deren Artikel 12 bis 15;
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b)  die sich aus internationalen Ubereinkiinften fiir die Mitgliedstaaten ergebenden Verpflichtun-
gen, insbesondere solche aus dem TRIPS-Ubereinkommen, einschlieBlich solcher betreffend

strafrechtliche Verfahren und Strafen;

c) innerstaatliche Vorschriften der Mitgliedstaaten betreffend strafrechtliche Verfahren und

Strafen bei Verletzung von Rechten des geistigen Eigentums.
KAPITEL II
Malinahmen, Verfahren und Rechtsbehelfe
Abschnitt 1
Allgemeine Bestimmungen
Artikel 3
Allgemeine Verpflichtung
(1) Die Mitgliedstaaten sehen die MaBnahmen, Verfahren und Rechtsbehelfe vor, die zur
Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigentums, auf die diese Richtlinie abstellt, erforderlich
sind. Diese MaBBnahmen, Verfahren und Rechtsbehelfe miissen fair und gerecht sein, aulerdem

diirfen sie nicht unnétig kompliziert oder kostspielig sein und keine unangemessenen Fristen oder

ungerechtfertigten Verzogerungen mit sich bringen.
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2) Diese MaBBnahmen, Verfahren und Rechtsbehelfe miissen dariiber hinaus wirksam,
verhdltnisméBig und abschreckend sein und so angewendet werden, dass die Einrichtung von
Schranken fiir den rechtmifBigen Handel vermieden wird und die Gewihr gegen ihren Missbrauch

gegeben ist.

Artikel 4

Zur Beantragung der Maflnahmen, Verfahren und Rechtsbehelfe befugte Personen

Die Mitgliedstaaten rdumen den folgenden Personen das Recht ein, die in diesem Kapitel vorge-

sehenen Mallnahmen, Verfahren und Rechtsbehelfe zu beantragen:

a)  den Inhabern der Rechte des geistigen Eigentums im Einklang mit den Bestimmungen des

anwendbaren Rechts,
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b) allen anderen Personen, die zur Nutzung solcher Rechte befugt sind, insbesondere Lizenz-
nehmern, soweit dies nach den Bestimmungen des anwendbaren Rechts zuldssig ist und mit

thnen im Einklang steht,

c¢)  Verwertungsgesellschaften mit ordnungsgemail anerkannter Befugnis zur Vertretung von
Inhabern von Rechten des geistigen Eigentums, soweit dies nach den Bestimmungen des

anwendbaren Rechts zuléssig ist und mit ihnen im Einklang steht,

d)  Berufsorganisationen mit ordnungsgemail anerkannter Befugnis zur Vertretung von Inhabern
von Rechten des geistigen Eigentum, soweit dies nach den Bestimmungen des anwendbaren

Rechts zuldssig ist und mit ithnen im Einklang steht.
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Artikel 5

Urheber- oder Inhabervermutung

Zum Zwecke der Anwendung der in dieser Richtlinie vorgesehenen Mallnahmen, Verfahren und

Rechtsbehelfe gilt Folgendes:

a)  Damit der Urheber eines Werkes der Literatur und Kunst mangels Gegenbeweises als solcher
gilt und infolgedessen Verletzungsverfahren anstrengen kann, geniigt es, dass sein Name in

der iiblichen Weise auf dem Werkstiick angegeben ist.

b)  Die Bestimmung des Buchstabens a gilt entsprechend fiir Inhaber von dem Urheberrecht

verwandten Schutzrechten in Bezug auf ihre Schutzgegensténde.
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Abschnitt 2

Beweise

Artikel 6

Beweise

(D) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die zustdndigen Gerichte auf Antrag einer
Partei, die alle verniinftigerweise verfiigbaren Beweismittel zur hinreichenden Begriindung ihrer
Anspriiche vorgelegt und die in der Verfiigungsgewalt der gegnerischen Partei befindlichen
Beweismittel zur Begriindung ihrer Anspriiche bezeichnet hat, die Vorlage dieser Beweismittel
durch die gegnerische Partei anordnen konnen, sofern der Schutz vertraulicher Informationen
gewdhrleistet wird. Fiir die Zwecke dieses Absatzes konnen die Mitgliedstaaten vorsehen, dass eine
angemessen grofle Auswahl aus einer erheblichen Anzahl von Kopien eines Werks oder eines
anderen geschiitzten Gegenstands von den zustdndigen Gerichten als glaubhafter Nachweis

angesehen wird.

2) Im Falle einer in gewerblichem Ausmal} begangenen Rechtsverletzung rdumen die
Mitgliedstaaten den zustdndigen Gerichten unter den gleichen Voraussetzungen die Moglichkeit
ein, in geeigneten Fillen auf Antrag einer Partei die Ubermittlung von in der Verfiigungsgewalt der
gegnerischen Partei befindlichen Bank-, Finanz- oder Handelsunterlagen anzuordnen, sofern der

Schutz vertraulicher Informationen gewihrleistet wird.
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Artikel 7

MaBnahmen zur Beweissicherung

(D) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die zustdndigen Gerichte selbst vor Einleitung
eines Verfahrens in der Sache auf Antrag einer Partei, die alle verniinftigerweise verfiigbaren
Beweismittel zur Begriindung ihrer Anspriiche, dass ihre Rechte an geistigem Eigentum verletzt
worden sind oder verletzt zu werden drohen, vorgelegt hat, schnelle und wirksame einstweilige
Mafnahmen zur Sicherung der rechtserheblichen Beweismittel hinsichtlich der behaupteten
Verletzung anordnen konnen, sofern der Schutz vertraulicher Informationen gewahrleistet wird.
Derartige MaBBnahmen konnen die ausfiihrliche Beschreibung mit oder ohne Einbehaltung von
Mustern oder die dingliche Beschlagnahme der rechtsverletzenden Ware sowie gegebenenfalls der
fiir die Herstellung und/oder den Vertrieb dieser Waren notwendigen Werkstoffe und Geréate und
der zugehdrigen Unterlagen umfassen. Diese Mallnahmen werden gegebenenfalls ohne Anhérung
der anderen Partei getroffen, insbesondere dann, wenn durch eine Verzogerung dem Rechtsinhaber
wahrscheinlich ein nicht wieder gutzumachender Schaden entstiinde, oder wenn nachweislich die

Gefahr besteht, dass Beweise vernichtet werden.

Wenn Maflnahmen zur Beweissicherung ohne Anhorung der anderen Partei getroffen wurden, sind
die betroffenen Parteien spétestens unverziiglich nach der Vollziehung der Maflnahmen davon in
Kenntnis zu setzen. Auf Antrag der betroffenen Parteien findet eine Priifung, die das Recht zur
Stellungnahme einschlieBt, mit dem Ziel statt, innerhalb einer angemessenen Frist nach der
Mitteilung der MaBBnahmen zu entscheiden, ob diese abgedndert, aufgehoben oder bestétigt werden

sollen.
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2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die MaBBnahmen zur Beweissicherung an die
Stellung einer angemessenen Kaution oder entsprechenden Sicherheit durch den Antragsteller
gekniipft werden kdnnen, um eine Entschddigung des Antragsgegners wie in Absatz 4 vorgesehen

sicherzustellen.

3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die MaBnahmen zur Beweissicherung auf
Antrag des Antragsgegners unbeschadet etwaiger Schadensersatzforderungen aufgehoben oder auf
andere Weise auller Kraft gesetzt werden, wenn der Antragsteller nicht innerhalb einer angemesse-
nen Frist - die entweder von dem die MaBBnahmen anordnenden Gericht festgelegt wird, sofern dies
nach dem Recht des Mitgliedstaats zuléssig ist, oder, wenn es nicht zu einer solchen Festlegung
kommt, 20 Arbeitstage oder 31 Kalendertage, wobei der ldngere der beiden Zeitrdume gilt, nicht
iiberschreitet - bei dem zustdndigen Gericht das Verfahren einleitet, das zu einer Sachentscheidung

fiihrt.

4) Werden Maflinahmen zur Beweissicherung aufgehoben oder werden sie auf Grund einer
Handlung oder Unterlassung des Antragstellers hinfillig, oder wird in der Folge festgestellt, dass
keine Verletzung oder drohende Verletzung eines Rechts des geistigen Eigentums vorlag, so sind
die Gerichte befugt, auf Antrag des Antragsgegners anzuordnen, dass der Antragsteller dem
Antragsgegner angemessenen Ersatz fiir durch diese Maflnahmen entstandenen Schaden zu leisten

hat.

(5) Die Mitgliedstaaten konnen MaBnahmen zum Schutz der Identitét von Zeugen

ergreifen.
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Abschnitt 3
Recht auf Auskunft
Artikel 8

Recht auf Auskunft
(D) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die zustindigen Gerichte im Zusammenhang mit
einem Verfahren wegen Verletzung eines Rechts des geistigen Eigentums auf einen begriindeten
und die VerhdltnismaBigkeit wahrenden Antrag des Kligers hin anordnen konnen, dass Auskiinfte
iiber den Ursprung und die Vertriebswege von Waren oder Dienstleistungen, die ein Recht des
geistigen Eigentums verletzen, von dem Verletzer und/oder jeder anderen Person erteilt werden, die

a)  nachweislich rechtsverletzende Ware in gewerblichem AusmaR in ihrem Besitz hatte,

b)  nachweislich rechtsverletzende Dienstleistungen in gewerblichem Ausmal} in Anspruch

nahm,

c¢) nachweislich fiir rechtsverletzende Tatigkeiten genutzte Dienstleistungen in gewerblichem

Ausmal erbrachte, oder
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d)

2

b)

3)

d)

nach den Angaben einer in Buchstabe a, b oder ¢ genannten Person an der Herstellung,
Erzeugung oder am Vertrieb solcher Waren bzw. an der Erbringung solcher Dienstleistungen

beteiligt war.

Die Auskiinfte nach Absatz 1 erstrecken sich, soweit angebracht, auf
die Namen und Adressen der Hersteller, Erzeuger, Vertreiber, Lieferer und anderer Vorbesit-
zer der Waren oder Dienstleistungen sowie der gewerblichen Abnehmer und Verkaufsstellen,
fiir die sie bestimmt waren;
Angaben iiber die Mengen der hergestellten, erzeugten, ausgelieferten, erhaltenen oder
bestellten Waren und iiber die Preise, die fiir die betreffenden Waren oder Dienstleistungen
gezahlt wurden.

Die Absitze 1 und 2 gelten unbeschadet anderer gesetzlicher Bestimmungen, die

dem Rechtsinhaber weiter gehende Auskunftsrechte einrdumen,

die Verwendung der gemil diesem Artikel erteilten Auskiinfte in straf- oder zivilrechtlichen

Verfahren regeln,

die Haftung wegen Missbrauchs des Auskunftsrechts regeln,

die Verweigerung von Auskiinften zulassen, mit denen die in Absatz 1 genannte Person

gezwungen wiirde, ihre Beteiligung oder die Beteiligung enger Verwandter an einer

Verletzung eines Rechts des geistigen Eigentums zuzugeben, oder
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e) den Schutz der Vertraulichkeit von Informationsquellen oder die Verarbeitung personen-

bezogener Daten regeln.

Abschnitt 4

Einstweilige MaBBnahmen und Sicherungsmafinahmen

Artikel 9

Einstweilige MaBBnahmen und Sicherungsmafinahmen
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(1

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die zustdndigen Gerichte die Moglichkeit haben,

auf Antrag des Antragstellers

a)

b)

gegen den angeblichen Verletzer eine einstweilige Mallnahme anzuordnen, um eine drohende
Verletzung eines Rechts des geistigen Eigentums zu verhindern oder einstweilig und, sofern
die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften dies vorsehen, in geeigneten Fillen unter Verhdngung
von Zwangsgeldern die Fortsetzung angeblicher Verletzungen dieses Rechts zu untersagen
oder die Fortsetzung an die Stellung von Sicherheiten zu kniipfen, die die Entschiadigung des
Rechtsinhabers sicherstellen sollen; eine einstweilige Malinahme kann unter den gleichen
Voraussetzungen auch gegen eine Mittelsperson angeordnet werden, deren Dienste von einem
Dritten zwecks Verletzung eines Rechts des geistigen Eigentums in Anspruch genommen
werden; Anordnungen gegen Mittelspersonen, deren Dienste von einem Dritten zwecks
Verletzung eines Urheberrechts oder eines verwandten Schutzrechts in Anspruch genommen

werden, fallen unter die Richtlinie 2001/29/EG;

die Beschlagnahme oder Herausgabe der Waren, bei denen der Verdacht auf Verletzung eines
Rechts des geistigen Eigentums besteht, anzuordnen, um deren Inverkehrbringen und Umlauf

auf den Vertriebswegen zu verhindern.
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2) Im Falle von Rechtsverletzungen in gewerblichem AusmaR stellen die Mitgliedstaaten
sicher, dass die zustdndigen Gerichte die Mdglichkeit haben, die vorsorgliche Beschlagnahme
beweglichen und unbeweglichen Vermogens des angeblichen Verletzers einschlieBlich der
Sperrung seiner Bankkonten und der Beschlagnahme sonstiger Vermogenswerte anzuordnen, wenn
die geschédigte Partei glaubhaft macht, dass die Erfiillung ihrer Schadensersatzforderung fraglich
ist. Zu diesem Zweck konnen die zustindigen Behorden die Ubermittlung von Bank-, Finanz- oder

Handelsunterlagen oder einen geeigneten Zugang zu den entsprechenden Unterlagen anordnen.

3) Im Falle der Mallnahmen nach den Absédtzen 1 und 2 miissen die Gerichte befugt sein,
dem Antragsteller aufzuerlegen, alle verniinftigerweise verfiigbaren Beweise vorzulegen, um sich
mit ausreichender Sicherheit davon {iberzeugen zu kdnnen, dass der Antragsteller der Rechtsinhaber

ist und dass das Recht des Antragstellers verletzt wird oder dass eine solche Verletzung droht.

(4) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die einstweiligen Mafnahmen nach den
Absitzen 1 und 2 in geeigneten Fillen ohne Anhdrung der anderen Partei angeordnet werden
konnen, insbesondere dann, wenn durch eine Verzogerung dem Rechtsinhaber ein nicht wieder
gutzumachender Schaden entstehen wiirde. In diesem Fall sind die Parteien spétestens unverziiglich

nach der Vollziehung der Maflnahmen davon in Kenntnis zu setzen.

Auf Antrag des Antragsgegners findet eine Priifung, die das Recht zur Stellungnahme einschlief3t,
mit dem Ziel statt, innerhalb einer angemessenen Frist nach der Mitteilung der Maflnahmen zu

entscheiden, ob diese abgeédndert, aufgehoben oder bestitigt werden sollen.
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&) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die einstweiligen MaBBnahmen nach den
Absitzen 1 und 2 auf Antrag des Antragsgegners aufgehoben oder auf andere Weise auBer Kraft
gesetzt werden, wenn der Antragsteller nicht innerhalb einer angemessenen Frist - die entweder von
dem die Maflnahmen anordnenden Gericht festgelegt wird, sofern dies nach dem Recht des
Mitgliedstaats zuldssig ist, oder, wenn es nicht zu einer solchen Festlegung kommt, 20 Arbeitstage
oder 31 Kalendertage, wobei der ldngere der beiden Zeitrdume gilt, nicht tiberschreitet - bei dem

zustindigen Gericht das Verfahren einleitet, das zu einer Sachentscheidung fiihrt.

(6) Die zustédndigen Gerichte konnen die einstweiligen Maflnahmen nach den Absitzen 1
und 2 an die Stellung einer angemessenen Kaution oder die Leistung einer entsprechenden Sicher-
heit durch den Antragsteller kniipfen, um eine etwaige Entschadigung des Antragsgegners gemal

Absatz 7 sicherzustellen.

(7) Werden einstweilige Mallnahmen aufgehoben oder werden sie auf Grund einer Hand-
lung oder Unterlassung des Antragstellers hinféllig, oder wird in der Folge festgestellt, dass keine
Verletzung oder drohende Verletzung eines Rechts des geistigen Eigentums vorlag, so sind die

Gerichte befugt, auf Antrag des Antragsgegners anzuordnen, dass der Antragsteller dem Antrags-

gegner angemessenen Ersatz fiir durch diese MaBBnahmen entstandenen Schaden zu leisten hat.
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Abschnitt 5
MaBnahmen aufgrund einer Sachentscheidung
Artikel 10
AbhilfemaBBnahmen

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die zustdndigen Gerichte auf Antrag des
Antragstellers anordnen konnen, dass in Bezug auf Waren, die nach ihren Feststellungen ein Recht
des geistigen Eigentums verletzen, und gegebenenfalls in Bezug auf Materialien und Gerite, die
vorwiegend zur Schaffung oder Herstellung dieser Waren gedient haben, unbeschadet etwaiger
Schadensersatzanspriiche des Rechtsinhabers aus der Verletzung sowie ohne Entschadigung
irgendwelcher Art geeignete MalBnahmen getroffen werden. Zu diesen MaBBnahmen gehdren
a)  der Riickruf aus den Vertriebswegen,

b)  das endgiiltige Entfernen aus den Vertriebswegen oder

c) die Vernichtung.
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2) Die Gerichte ordnen an, dass die betreffenden MaBBnahmen auf Kosten des Verletzers
durchgefiihrt werden, es sei denn, es werden besondere Griinde geltend gemacht, die dagegen

sprechen.

3) Bei der Priifung eines Antrags auf Anordnung von Abhilfemafnahmen sind die
Notwendigkeit eines angemessenen Verhéltnisses zwischen der Schwere der Verletzung und den

angeordneten Abhilfemafinahmen sowie die Interessen Dritter zu beriicksichtigen.
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Artikel 11

Gerichtliche Anordnungen

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die zustindigen Gerichte bei Feststellung einer Verletzung
eines Rechts des geistigen Eigentums eine Anordnung gegen den Verletzer erlassen kdnnen, die
ihm die weitere Verletzung des betreffenden Rechts untersagt. Sofern dies nach dem Recht eines
Mitgliedstaats vorgesehen ist, werden im Falle einer Missachtung dieser Anordnung in geeigneten
Féllen Zwangsgelder verhdngt, um die Einhaltung der Anordnung zu gewéhrleisten. Unbeschadet
des Artikels 8 Absatz 3 der Richtlinie 2001/29/EG stellen die Mitgliedstaaten ferner sicher, dass die
Rechtsinhaber eine Anordnung gegen Mittelspersonen beantragen kdnnen, deren Dienste von einem

Dritten zwecks Verletzung eines Rechts des geistigen Eigentums in Anspruch genommen werden.
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Artikel 12

ErsatzmalBnahmen

Die Mitgliedstaaten konnen vorsehen, dass die zustindigen Gerichte in entsprechenden Féllen und
auf Antrag der Person, der die in diesem Abschnitt vorgesehenen Maflnahmen auferlegt werden
konnten, anordnen kdnnen, dass anstelle der Anwendung der genannten MaBBnahmen eine Abfin-
dung an die geschidigte Partei zu zahlen ist, sofern die betreffende Person weder vorsitzlich noch
fahrlédssig gehandelt hat, ihr aus der Durchfiihrung der betreffenden Maflnahmen ein unverhiltnis-
méBig groBer Schaden entstehen wiirde und die Zahlung einer Abfindung an die geschidigte Partei

als angemessene Entschidigung erscheint.

Abschnitt 6

Schadensersatz und Rechtskosten
Artikel 13
Schadensersatz

(D) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die zustdndigen Gerichte auf Antrag der
geschédigten Partei anordnen, dass der Verletzer, der wusste oder verniinftigerweise hétte wissen
miissen, dass er eine Verletzungshandlung vornahm, dem Rechtsinhaber zum Ausgleich des von

diesem wegen der Rechtsverletzung erlittenen tatsdchlichen Schadens angemessenen Schadens-

ersatz zu leisten hat.



30.4.2004 DE Amtsblatt der Europdischen Union L 157/ 78

Bei der Festsetzung des Schadensersatzes verfahren die Gerichte wie folgt:

a)  Sie beriicksichtigen alle in Frage kommenden Aspekte, wie die negativen wirtschaftlichen
Auswirkungen, einschlieBlich der Gewinneinbuf3en fiir die geschidigte Partei und der zu
Unrecht erzielten Gewinne des Verletzers, sowie in geeigneten Féllen auch andere als die rein

wirtschaftlichen Faktoren, wie den immateriellen Schaden fiir den Rechtsinhaber,

oder

b)  sie konnen stattdessen in geeigneten Fillen den Schadensersatz als Pauschalbetrag festsetzen,
und zwar auf der Grundlage von Faktoren wie mindestens dem Betrag der Vergiitung oder
Gebiihr, die der Verletzer hitte entrichten miissen, wenn er die Erlaubnis zur Nutzung des

betreffenden Rechts des geistigen Eigentums eingeholt hétte.
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2) Fiir Fille, in denen der Verletzer eine Verletzungshandlung vorgenommen hat, ohne
dass er dies wusste oder verniinftigerweise hitte wissen miissen, konnen die Mitgliedstaaten die
Moglichkeit vorsehen, dass die Gerichte die Herausgabe der Gewinne oder die Zahlung von

Schadensersatz anordnen, dessen Hohe im Voraus festgesetzt werden kann.

Artikel 14

Prozesskosten

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Prozesskosten und sonstigen Kosten der obsiegenden

Partei in der Regel, soweit sie zumutbar und angemessen sind, von der unterlegenen Partei getragen

werden, sofern Billigkeitsgriinde dem nicht entgegenstehen.
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Abschnitt 7

Veroftentlichung

Artikel 15

Veroffentlichung von Gerichtsentscheidungen

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Gerichte bei Verfahren wegen Verletzung von Rechten
des geistigen Eigentums auf Antrag des Antragstellers und auf Kosten des Verletzers geeignete
MaBnahmen zur Verbreitung von Informationen iiber die betreffende Entscheidung, einschlieBlich
der Bekanntmachung und der vollstdndigen oder teilweisen Verdffentlichung, anordnen kénnen.
Die Mitgliedstaaten konnen andere, den besonderen Umstidnden angemessene Zusatzmallnahmen,

einschlieBlich 6ffentlichkeitswirksamer Anzeigen, vorsehen.
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KAPITEL III

Sanktionen der Mitgliedstaaten

Artikel 16

Sanktionen der Mitgliedstaaten

Unbeschadet der in dieser Richtlinie vorgesehenen zivil- und verwaltungsrechtlichen Maflnahmen,

Verfahren und Rechtsbehelfe konnen die Mitgliedstaaten in Féllen von Verletzungen von Rechten

des geistigen Eigentums andere angemessene Sanktionen vorsehen.
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KAPITEL IV
Verhaltenskodizes und Verwaltungszusammenarbeit
Artikel 17
Verhaltenskodizes

Die Mitgliedstaaten wirken darauf hin, dass
a)  die Unternehmens- und Berufsverbénde oder -organisationen auf Gemeinschaftsebene

Verhaltenskodizes ausarbeiten, die zum Schutz der Rechte des geistigen Eigentums beitragen,

insbesondere indem die Anbringung eines Codes auf optischen Speicherplatten empfohlen

wird, der den Ort ihrer Herstellung erkennen lésst;

b)  der Kommission die Entwiirfe innerstaatlicher oder gemeinschaftsweiter Verhaltenskodizes

und etwaige Gutachten iiber deren Anwendung iibermittelt werden.
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Artikel 18

Bewertung

(D) Jeder Mitgliedstaat legt der Kommission drei Jahre nach Ablauf der in Artikel 20

Absatz 1 genannten Frist einen Bericht {iber die Umsetzung dieser Richtlinie vor.

Anhand dieser Berichte erstellt die Kommission einen Bericht iiber die Anwendung dieser Richt-
linie, einschlieBlich einer Bewertung der Wirksamkeit der ergriffenen MaBBnahmen sowie einer
Bewertung der Auswirkungen der Richtlinie auf die Innovation und die Entwicklung der Informa-
tionsgesellschaft. Dieser Bericht wird dem Europédischen Parlament, dem Rat und dem Europai-
schen Wirtschafts- und Sozialausschuss vorgelegt. Soweit erforderlich, legt die Kommission unter
Beriicksichtigung der Entwicklung des Gemeinschaftsrechts zusammen mit dem Bericht

Vorschlige zur Anderung dieser Richtlinie vor.

(2) Die Mitgliedstaaten lassen der Kommission bei der Erstellung des in Absatz 1 Unter-

absatz 2 genannten Berichts jede benétigte Hilfe und Unterstiitzung zukommen.
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Artikel 19

Informationsaustausch und Korrespondenzstellen

Zur Forderung der Zusammenarbeit, einschlieBlich des Informationsaustauschs, der Mitgliedstaaten
untereinander sowie zwischen den Mitgliedstaaten und der Kommission benennt jeder Mitgliedstaat
mindestens eine nationale Korrespondenzstelle fiir alle die Durchfiihrung der in dieser Richtlinie

vorgesehenen MaBBnahmen betreffenden Fragen. Jeder Mitgliedstaat teilt die Kontaktadressen seiner

Korrespondenzstelle(n) den anderen Mitgliedstaaten und der Kommission mit.
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KAPITEL V
Schlussbestimmungen
Artikel 20

Umsetzung
(D) Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, die erfor-
derlich sind, um dieser Richtlinie spitestens ab dem ... * nachzukommen. Sie setzen die Kommis-
sion unverziiglich davon in Kenntnis.
Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen sie in den Vorschriften selbst oder
durch einen Hinweis bei der amtlichen Veroffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitglied-

staaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.

2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der innerstaatlichen Rechts-

vorschriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

*

24 Monate nach dem Tag ihrer Annahme.
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Artikel 21

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Verdffentlichung im Amtsblatt der

Européischen Union in Kraft.

Artikel 22

Adressaten

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Strassburg, am 29.4.2004.

Im Namen des Européischen Parlaments Im Namen des Rates
Der Prasident Der Prasident

P. COX M. McDOWELL
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RICHTLINIE 2004/74/EG DES RATES
vom 29. April 2004

zur Anderung der Richtlinie 2003/96/EG, um bestimmten Mitgliedstaaten die Anwendung
voriibergehender Steuerbefreiungen oder Steuerermafligungen auf Energieerzeugnisse und
elektrischen Strom zu ermoglichen

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION -

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europédischen Gemeinschaft, insbesondere auf

Artikel 93,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europaischen Parlaments ',

nach Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 2,

Stellungnahme vom 30. Mirz 2004 (noch nicht im Amtsblatt verdffentlicht).
Stellungnahme vom 31. Mérz 2004 (noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht).
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in Erwédgung nachstehender Griinde:

(39)

(40)

(41)

Die Richtlinie 2003/96/EG des Rates vom 27. Oktober 2003 zur Restrukturierung der
gemeinschaftlichen Rahmenvorschriften zur Besteuerung von Energieerzeugnissen und
elektrischem Strom ' ersetzte mit Wirkung vom 1. Januar 2004 die Richtlinie 92/81/EWG des
Rates vom 19. Oktober 1992 zur Harmonisierung der Struktur der Verbrauchsteuern auf
Mineraldle % und die Richtlinie 92/82/EWG des Rates vom 19. Oktober 1992 zur Anniherung
der Verbrauchsteuersitze fiir Mineraldle *. In dieser Richtlinie werden die auf
Energieerzeugnisse und elektrischen Strom anzuwendenden Steuerstrukturen und

Steuerbetrdge festgelegt.

In bestimmten Mitgliedstaaten, namentlich in der Tschechischen Republik, Estland, Zypern,
Lettland, Litauen, Ungarn, Malta, Polen, Slowenien und der Slowakei, konnten die in der
Richtlinie 2003/96/EG festgelegten Mindeststeuersitze aufgrund der bisherigen vergleichs-
weise niedrigen Verbrauchsteuersitze und des anhaltenden wirtschaftlichen Wandels dieser
Linder, ihres relativ niedrigen Einkommensniveaus und ihrer eingeschrinkten Moglichkeiten,
die zusétzliche steuerliche Belastung durch die Senkung anderer Steuern auszugleichen, zu
erheblichen wirtschaftlichen und sozialen Problemen fiithren. Insbesondere der durch die
Anwendung der in der Richtlinie 2003/96/EG festgesetzten Mindeststeuersétze verursachte
Preisanstieg diirfte sich negativ auf die Biirger und Volkswirtschaften dieser Staaten
auswirken, da er u. a. eine untragbare Belastung fiir die kleinen und mittleren Unternehmen

darstellt.

Diesen Mitgliedstaaten sollte daher die Moglichkeit eingerdumt werden, voriibergehend
weitere Steuerbefreiungen oder -erméfBigungen anzuwenden, sofern dies nicht das
reibungslose Funktionieren des Binnenmarktes beeintrachtigt oder zu
Wettbewerbsverzerrungen fiihrt. AuBerdem sollten solche Ubergangsregelungen entsprechend
den Grundsétzen, die bei den urspriinglich im Rahmen der Richtlinie 2003/96/EG gewéhrten
Ubergangszeiten zugrunde gelegt wurden, eine allmihliche Angleichung an die in der

Gemeinschaft geltenden Mindestsdtze vorsehen.

ABI. L 283 vom 31.10.2003, S. 51.

ABIL. L 316 vom 31.10.1992, S. 12. Zuletzt gedndert durch die Richtlinie 94/74/EG
(ABI. L 365 vom 31.12.1994, S. 46).

ABIL. L 316 vom 31.10.1992, S. 19. Zuletzt gedndert durch die Richtlinie 94/74/EG.
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(42)

(43)

(44)

(45)

Im Beitrittsvertrag von 2003 ! sind fiir Polen und Zypern Ubergangsregelungen zur
Umsetzung der Richtlinien 92/81/EWG und 92/82/EWG vorgesehen. AuBlerdem sind dort fiir
Litauen und Estland bestimmte Maflnahmen im Energiebereich vorgesehen. Diese
MalBnahmen sollten bei der Gewéhrung der spezifischen Steuerbefreiungen entsprechend

beriicksichtigt werden.

Diese Richtlinie sollte dem Ergebnis etwaiger Verfahren nicht vorgreifen, die moglicherweise
gemal den Artikeln 87 und 88 EG-Vertrag wegen einer Beeintrachtigung des Funktionierens
des Binnenmarkts eingeleitet werden. Sie sollte die Mitgliedstaaten keinesfalls ihrer Pflicht
entheben, etwaige staatliche Beihilfen gemil Artikel 88 EG-Vertrag bei der Kommission

anzumelden.

In einigen Bestimmungen der Richtlinie 2003/96/EG muss auf die in ihnen festgelegte

Ubergangszeit klarer Bezug genommen werden.

Die Richtlinie 2003/96/EG ist daher wie folgt zu dndern -

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

1

ABI. L 236 vom 23.9.2003, S. 17.
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Artikel 1

Die Richtlinie 2003/96/EG wird wie folgt gedndert:

1.  Artikel 18 wird wie folgt gedndert:

a)  Absatz 1 Unterabsatz 1 erhilt folgende Fassung: "Die in Anhang II aufgefiihrten
Mitgliedstaaten werden erméchtigt, in Abweichung von den Bestimmungen dieser
Richtlinie die in dem genannten Anhang aufgefiihrten Steuererméfigungen und

Steuerbefreiungen beizubehalten."

b) In Absatz 2 werden die Worte "in den Absétzen 3 bis 12" durch die Worte "in den
Absitzen 3 bis 13" ersetzt.

2. Folgender Artikel 18a wird eingefiigt:

"Artikel 18a

(1) Die in Anhang III aufgefiihrten Mitgliedstaaten werden erméchtigt, in
Abweichung von den Bestimmungen dieser Richtlinie die in dem genannten Anhang

aufgeflihrten SteuererméfBigungen und Steuerbefreiungen anzuwenden.

Die Geltungsdauer dieser Ermichtigung l4uft - vorbehaltlich einer vorherigen Uberpriifung
durch den Rat auf der Grundlage eines Vorschlags der Kommission - am 31. Dezember 2006

oder an dem in Anhang III genannten Datum aus.
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(2) Unbeschadet der in den Absidtzen 3 bis 11 genannten Zeitrdume wird, sofern dies
nicht zu erheblichen Wettbewerbsverzerrungen fiihrt, den Mitgliedstaaten, denen die
Anwendung der neuen Mindeststeuerbetriige Schwierigkeiten bereiten, eine Ubergangszeit bis

zum 1. Januar 2007 gewdhrt werden, insbesondere um die Preisstabilitét nicht zu gefédhrden.

3) Die Tschechische Republik kann bis zum 1. Januar 2008 bei den Steuerbetrigen
fiir elektrischen Strom, feste Brennstoffe und Erdgas uneingeschréinkte oder eingeschrénkte

Befreiungen oder ErméBigungen gewihren.

4) Die Republik Estland darf von einer Ubergangszeit bis zum 1. Januar 2010
Gebrauch machen, um ihren nationalen Steuerbetrag fiir als Kraftstoff verwendetes Gasdl an
den neuen Mindestbetrag von 330 EUR je 1 000 Liter anzugleichen. Der Steuerbetrag fiir als
Kraftstoff verwendetes Gasdl muss jedoch ab dem 1. Mai 2004 mindestens 245 EUR je

1 000 Liter betragen.

Die Republik Estland darf dariiber hinaus von einer Ubergangszeit bis zum 1. Januar 2010
Gebrauch machen, um ihren nationalen Steuerbetrag fiir als Kraftstoff verwendetes unver-
bleites Benzin an den neuen Mindestbetrag von 359 EUR je 1 000 Liter anzugleichen. Der
Steuerbetrag fiir unverbleites Benzin muss jedoch ab dem 1. Mai 2004 mindestens 287 EUR
je 1 000 Liter betragen.

Die Republik Estland darf bis zum 1. Januar 2009 fiir Olschiefer eine uneingeschrinkte
Steuerbefreiung gewihren. Bis zum 1. Januar 2013 darf sie fiir Olschiefer auBerdem eine
SteuerermaBigung gewéhren, sofern die Steuer dadurch ab dem 1. Januar 2011 nicht unter

50 % des einschlidgigen Mindestsatzes der Gemeinschaft liegt.



30.4.2004 DE Amtsblatt der Europdischen Union L 157/ 92

Die Republik Estland darf von einer Ubergangszeit bis zum 1. Januar 2010 Gebrauch machen,
um ihren nationalen Steuerbetrag fiir Schieferdl, das fiir die Fernwérmeversorgung verwendet

wird, an den Mindeststeuerbetrag anzugleichen.

Die Republik Estland darf von einer Ubergangszeit bis zum 1. Januar 2010 Gebrauch machen,
um ihr derzeitiges System der Inputbesteuerung von elektrischem Strom in ein System der

Endenergiebesteuerung von elektrischem Strom umzuwandeln.

(5) Die Republik Lettland darf von einer Ubergangszeit bis zum 1. Januar 2011
Gebrauch machen, um ihren nationalen Steuerbetrag fiir als Kraftstoff verwendetes Gasdl und
Kerosin der neuen Mindeststeuer von 302 EUR je 1 000 Liter anzugleichen, sowie von einer
Ubergangszeit bis zum 1. Januar 2013, um den Betrag von 330 EUR zu erreichen. Der
Steuerbetrag fiir Gasol und Kerosin muss jedoch ab dem 1. Mai 2004 mindestens 245 EUR je
1 000 Liter und ab dem 1. Januar 2008 mindestens 274 EUR je 1 000 Liter betragen.

Die Republik Lettland darf von einer Ubergangszeit bis zum 1. Januar 2011 Gebrauch
machen, um ihren nationalen Steuerbetrag fiir als Kraftstoff verwendetes unverbleites Benzin
an den neuen Mindestbetrag von 359 EUR je 1 000 Liter anzugleichen. Der Steuerbetrag fiir
unverbleites Benzin muss jedoch ab dem 1. Mai 2004 mindestens 287 EUR je 1 000 Liter und
ab dem 1. Januar 2008 mindestens 323 EUR je 1 000 Liter betragen.

Die Republik Lettland darf von einer Ubergangszeit bis zum 1. Januar 2010 Gebrauch
machen, um ihren nationalen Steuerbetrag fiir schweres Heiz6l, das fiir die Fernwirme-

versorgung verwendet wird, an den Mindeststeuerbetrag anzugleichen.

Die Republik Lettland darf von einer Ubergangszeit bis zum 1. Januar 2010 Gebrauch
machen, um ihren nationalen Steuerbetrag fiir elektrischen Strom an die einschligigen
Mindeststeuerbetrage anzugleichen. Die Steuer fiir elektrischen Strom muss jedoch ab dem

1. Januar 2007 mindestens 50 % der einschldgigen Mindestsédtze der Gemeinschaft betragen.
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Die Republik Lettland darf von einer Ubergangszeit bis zum 1. Januar 2009 Gebrauch
machen, um ihren nationalen Steuerbetrag fiir Kohle und Koks an die einschldgigen
Mindeststeuerbetrage anzugleichen. Der Steuerbetrag fiir Kohle und Koks muss jedoch ab
dem 1. Januar 2007 mindestens 50 % der einschligigen Mindestsidtze der Gemeinschaft

betragen.

(6) Die Republik Litauen darf von einer Ubergangszeit bis zum 1. Januar 2011
Gebrauch machen, um ihren nationalen Steuerbetrag fiir als Kraftstoff verwendetes Gasol und
Kerosin an den neuen Mindestbetrag von 302 EUR je 1 000 Liter anzugleichen, sowie von
einer Ubergangszeit bis zum 1. Januar 2013, um den Betrag von 330 EUR zu erreichen. Der
Steuerbetrag fiir Gasol und Kerosin muss jedoch ab dem 1. Mai 2004 mindestens 245 EUR je
1 000 Liter und ab dem 1. Januar 2008 mindestens 274 EUR je 1 000 Liter betragen.

Die Republik Litauen darf von einer Ubergangszeit bis zum 1. Januar 2011 Gebrauch machen,
um ihren nationalen Steuerbetrag fiir als Kraftstoff verwendetes unverbleites Benzin an den
neuen Mindestbetrag von 359 EUR je 1 000 Liter anzugleichen. Der Steuerbetrag fiir
unverbleites Benzin muss jedoch ab dem 1. Mai 2004 mindestens 287 EUR je 1 000 Liter und
ab dem 1. Januar 2008 mindestens 323 EUR je 1 000 Liter betragen.

(7) Die Republik Ungarn darf von einer Ubergangszeit bis zum 1. Januar 2010
Gebrauch machen, um ihren nationalen Steuerbetrag fiir elektrischen Strom, Erdgas, Kohle
und Koks, die fiir die Fernwirmeversorgung verwendet werden, an die einschldgigen

Mindeststeuerbetrige anzugleichen.

(8) Die Republik Malta darf von einer Ubergangszeit bis zum 1. Januar 2010
Gebrauch machen, um ihren nationalen Steuerbetrag fiir elektrischen Strom anzugleichen. Die
Steuerbetrége fiir elektrischen Strom miissen jedoch ab dem 1. Januar 2007 mindestens 50 %

der einschldgigen Mindestsédtze der Gemeinschaft betragen.
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Die Republik Malta darf von einer Ubergangszeit bis zum 1. Januar 2010 Gebrauch machen,
um ihren nationalen Steuerbetrag fiir als Kraftstoff verwendetes Gas6l und Kerosin an die
Mindestbetrage von 330 EUR je 1 000 Liter anzugleichen. Die Steuerbetrige fiir als
Kraftstoff verwendetes Gasdl und Kerosin miissen jedoch ab dem 1. Mai 2004 mindestens

245 EUR je 1 000 Liter betragen.

Die Republik Malta darf von einer Ubergangszeit bis zum 1. Januar 2010 Gebrauch machen,
um ihren nationalen Steuerbetrag fiir als Kraftstoff verwendetes unverbleites und verbleites
Benzin den einschldgigen Mindeststeuerbetragen anzugleichen. Die Steuerbetrége fiir unver-
bleites und verbleites Benzin miissen jedoch ab dem 1. Mai 2004 mindestens 287 EUR je

1 000 Liter bzw. 337 EUR je 1 000 Liter betragen.

Die Republik Malta darf von einer Ubergangszeit bis zum 1. Januar 2010 Gebrauch machen,
um ihren nationalen Steuerbetrag fiir als Heizstoff verwendetes Erdgas an die einschldgigen
Mindeststeuerbetrage anzugleichen. Die auf Erdgas angewandten effektiven Steuersétze
miissen jedoch ab dem 1. Januar 2007 mindestens 50 % der einschldgigen Mindestsitze der

Gemeinschaft betragen.

Die Republik Malta darf von einer Ubergangszeit bis zum 1. Januar 2009 Gebrauch machen,
um ihren nationalen Steuerbetrag fiir feste Brennstoffe an die einschliagigen
Mindeststeuerbetriage anzugleichen. Die auf die betreffenden Energieerzeugnisse
angewandten effektiven Steuersétze miissen jedoch ab dem 1. Januar 2007 mindestens 50 %

der einschldgigen Mindestsétze der Gemeinschaft betragen.

9) Die Republik Polen darf von einer Ubergangszeit bis zum 1. Januar 2009
Gebrauch machen, um ihren nationalen Steuerbetrag fiir als Kraftstoff verwendetes
unverbleites Benzin an den neuen Mindestbetrag von 359 EUR je 1 000 Liter anzugleichen.
Der Steuerbetrag fiir unverbleites Benzin muss jedoch ab dem 1. Mai 2004 mindestens

287 EUR je 1 000 Liter betragen.
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Die Republik Polen darf von einer Ubergangszeit bis zum 1. Januar 2010 Gebrauch machen,
um ihren nationalen Steuerbetrag fiir als Kraftstoff verwendetes Gasol an den neuen Mindest-
betrag von 302 EUR je 1 000 Liter anzugleichen, sowie von einer Ubergangszeit bis zum

1. Januar 2012, um den Betrag von 330 EUR zu erreichen. Der Steuerbetrag fiir Gasol muss
jedoch ab dem 1. Mai 2004 mindestens 245 EUR je 1 000 Liter und ab dem 1. Januar 2008
mindestens 274 EUR je 1 000 Liter betragen.

Die Republik Polen darf von einer Ubergangszeit bis zum 1. Januar 2008 Gebrauch machen,
um ihren nationalen Steuerbetrag fiir schweres Heizol an den neuen Mindestbetrag von

15 EUR je 1 000 kg anzugleichen. Der Steuerbetrag fiir schweres Heizol muss jedoch ab dem
1. Mai 2004 mindestens 13 EUR je 1 000 kg betragen.

Die Republik Polen darf von einer Ubergangszeit bis zum 1. Januar 2012 Gebrauch machen,
um ihren nationalen Steuerbetrag fiir Kohle und Koks, die zur Fernwiarmeversorgung

verwendet werden, an den einschldgigen Mindeststeuerbetrag anzugleichen.

Die Republik Polen darf von einer Ubergangszeit bis zum 1. Januar 2012 Gebrauch machen,
um ihren nationalen Steuerbetrag fiir Kohle und Koks, die fiir andere Heizzwecke als die
Fernwiarmeversorgung verwendet werden, an die einschliagigen Mindeststeuerbetrige

anzugleichen.

Die Republik Polen darf bis zum 1. Januar 2008 uneingeschrinkte oder eingeschrinkte
Steuerbefreiungen oder SteuerermiBigungen fiir von Schulen, Kinderbetreuungseinrichtungen
und sonstigen 6ffentlichen Einrichtungen als Heizstoff verwendetes Gasdl gewéhren, soweit
diese Einrichtungen damit in ihrer Eigenschaft als Trager 6ffentlicher Gewalt Tétigkeiten

ausiiben oder Leistungen erbringen.

Die Republik Polen darf von einer Ubergangszeit bis zum 1. Januar 2006 Gebrauch machen,
um ihr System zur Besteuerung von elektrischem Strom an die gemeinschaftlichen

Rahmenvorschriften anzupassen.
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(10) Die Republik Slowenien darf unter Steueraufsicht fiir Erdgas uneingeschriankte
oder eingeschrinkte Steuerbefreiungen oder SteuererméafBigungen gewahren. Die
uneingeschriankten oder eingeschrinkten Steuerbefreiungen oder Steuerermafigungen diirfen
bis Mai 2014 oder so lange gewéhrt werden, bis der Erdgasanteil am nationalen
Endenergieverbrauch 25 % betriagt, wenn dieser Wert eher erreicht wird. Sobald der
Erdgasanteil am nationalen Endenergieverbrauch jedoch 20 % erreicht, wendet die Republik
Slowenien nur noch einen positiven Steuerbetrag an, der jahrlich ansteigt und am Ende der

oben genannten Frist zumindest den Mindestsatz erreicht.

(11) Die Slowakische Republik darf von einer Ubergangszeit bis zum 1. Januar 2010
Gebrauch machen, um ihren nationalen Steuerbetrag fiir elektrischen Strom und als Heizstoff
verwendetes Erdgas an die einschldgigen Mindeststeuerbetrige anzugleichen. Der
Steuerbetrag fiir elektrischen Strom und als Heizstoff verwendetes Erdgas muss jedoch ab
dem 1. Januar 2007 mindestens 50 % der einschldgigen Mindestsdtze der Gemeinschaft

betragen.

Die Slowakische Republik darf von einer Ubergangszeit bis zum 1. Januar 2009 Gebrauch
machen, um ihren nationalen Steuerbetrag fiir feste Brennstoffe an die einschlégigen
Mindeststeuerbetrage anzugleichen. Der Steuerbetrag fiir feste Brennstoffe muss jedoch ab
dem 1. Januar 2007 mindestens 50 % der einschligigen Mindestsidtze der Gemeinschaft

betragen.

(12) Wiihrend der festgelegten Ubergangszeiten verringern die Mitgliedstaaten
schrittweise die bei ihnen jeweils bestehende Differenz zu den neuen Mindeststeuerbetragen.
Betrigt die Differenz zwischen dem nationalen Steuerbetrag und dem Mindeststeuerbetrag
jedoch nicht mehr als 3 % dieses Mindeststeuerbetrags, so kann der betreffende Mitgliedstaat

bis zum Ende des Zeitraums warten, bevor er seinen nationalen Steuerbetrag anpasst."

3.  Es wird ein Anhang III aufgenommen, der dieser Richtlinie beigefiigt ist.
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Artikel 2

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, die
erforderlich sind, um dieser Richtlinie ab dem 1. Mai 2004 nachzukommen. Sie teilen der
Kommission unverziiglich den Wortlaut dieser Vorschriften mit und tibermitteln ihr eine Tabelle

der Entsprechungen zwischen ihren Vorschriften und den Bestimmungen dieser Richtlinie.
Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen sie in den Vorschriften selbst oder
durch einen Hinweis bei der amtlichen Veroffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die
Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.
(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten
innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet
erlassen.

Artikel 3
Diese Richtlinie tritt am 1. Mai 2004 in Kraft.

Artikel 4

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Luxemburg am 29. April 2004.

Im Namen des Rates
Der Prdsident
M. McDOWELL
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ANHANG

"ANHANG 111

SteuererméfBigungen und Steuerbefreiungen im Sinne von Artikel 18a Absatz 1:

1. Lettland
- fiir Energieerzeugnisse und elektrischen Strom zur Verwendung in Fahrzeugen, die im

offentlichen Personennahverkehr eingesetzt werden

2. Litauen
- fir Steinkohle, Koks und Braunkohle bis zum 1. Januar 2007
— fiir Erdgas und elektrischen Strom bis zum 1. Januar 2010
- fiir Orimulsion, sofern diese fiir andere Zwecke als die Strom- oder Warmeerzeugung

verwendet wird, bis zum 1. Januar 2010

3. Ungarn
- fiir Kohle und Koks bis zum 1. Januar 2009

4. Malta
- fiir die Verwendung in der privaten nichtgewerblichen Schifffahrt

- fiir die Luftfahrt mit den Ausnahmen nach Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe b) der Richt-
linie 2003/96/EG

5. Polen
— fiir Flugbenzin und Turbinenkraftstoff sowie Motorendl fiir Flugzeugtriebwerke, die
vom Hersteller solcher Kraftstoffe im Auftrag des Verteidigungsministeriums oder des
Innenministeriums fiir die Verwendung in der Luftfahrt, im Auftrag des Amtes fiir Roh-
stoffreserven zur Aufstockung der Rohstoffvorrite des Landes oder im Auftrag der
Verwaltungsorgane der Ambulanzluftfahrt fiir die Zwecke dieser Organe verkauft

werden
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—  fiir Gasol fiir Schiffsmotoren und Motoren fiir die Meerestechnologie sowie Motorole
fiir Schiffsmotoren und fiir die Meerestechnologie, die vom Hersteller solcher Kraft-
stoffe im Auftrag des Amtes fiir Rohstoffreserven zur Aufstockung der Rohstoffvorrite
des Landes, im Auftrag des Verteidigungsministeriums zur Verwendung in der Marine
oder im Auftrag des Innenministeriums zur Verwendung in der Meerestechnik verkauft

werden

- fiir Flugbenzin, Turbinenkraftstoff und Gasdl fiir Schiffsmotoren und Motoren, die in
der Meerestechnologie verwendet werden, sowie fiir Ole fiir Flugzeugtriebwerke,
Schiffsmotoren und Motoren in der Meerestechnologie, die vom Amt fiir Rohstoff-
reserven im Auftrag des Verteidigungsministeriums oder des Innenministeriums

verkauft werden."
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RICHTLINIE 2004/75/EG DES RATES
vom 29.4.2004

zur Anderung der Richtlinie 2003/96/EG
im Hinblick auf die Moglichkeit der Anwendung voriibergehender SteuererméfBigungen und
Steuerbefreiungen auf Energieerzeugnisse und elektrischen Strom durch Zypern

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION -

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europédischen Gemeinschaft, insbesondere auf

Artikel 93,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europaischen Parlaments ',

nach Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 2,

Stellungnahme vom 6. April 2004 (noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht).
Stellungnahme vom 31. Mérz 2004 (noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht).
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in Erwédgung nachstehender Griinde:

(M

)

Die Richtlinie 2003/96/EG des Rates vom 27. Oktober 2003 zur Restrukturierung der gemein-
schaftlichen Rahmenvorschriften zur Besteuerung von Energieerzeugnissen und elektrischem
Strom ' ersetzte mit Wirkung vom 1. Januar 2004 die Richtlinie 92/81/EWG des Rates vom
19. Oktober 1992 zur Harmonisierung der Struktur der Verbrauchsteuern auf Mineraldle * und
die Richtlinie 92/82/EWG des Rates vom 19. Oktober 1992 zur Anndherung der
Verbrauchsteuersitze fiir Mineralole °. In dieser Richtlinie sind die auf Energicerzeugnisse

und elektrischen Strom anzuwendenden Steuerstrukturen und Steuersitze definiert.

In bestimmten Mitgliedstaaten, unter anderem in Zypern, konnten die in der Richtlinie
2003/96/EG festgelegten Mindeststeuersitze aufgrund der bisherigen niedrigen
Verbrauchsteuersitze dieser Lander, des anhaltenden wirtschaftlichen Wandels, ihres relativ
niedrigen Einkommensniveaus und ihrer eingeschrankten Moglichkeiten, die zusitzliche
steuerliche Belastung durch die Senkung anderer Steuern auszugleichen, zu erheblichen
wirtschaftlichen und sozialen Problemen fiihren. Insbesondere der durch die Anwendung der
in der Richtlinie 2003/96/EG festgelegten Mindeststeuersitze verursachte Preisanstieg diirfte
sich negativ auf ihre Biirger und ihre Volkswirtschaften auswirken, da er z.B. eine untragbare

Belastung fiir die kleinen und mittleren Unternehmen darstellt.

ABI. L 283 vom 31.10.2003, S. 51.

ABIL. L 316 vom 31.10.1992, S. 12. Zuletzt gedndert durch die Richtlinie 2003/96/EG
(ABI. L 283 vom 31.10.2003, S. 51).

ABIL. L 316 vom 31.10.1992, S. 19. Zuletzt gedndert durch die Richtlinie 2003/96/EG.
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3)

“4)

)

(6)

Zypern sollte daher die Moglichkeit eingerdumt werden, voriibergehend weitere Steuer-
befreiungen oder -erméBigungen anzuwenden, sofern dies nicht das reibungslose
Funktionieren des Binnenmarktes beeintréchtigt oder zu Wettbewerbsverzerrungen fiihrt.
AuBerdem sollten solche Ubergangsregelungen entsprechend den Grundsitzen, die bei den
urspriinglich im Rahmen der Richtlinie 2003/96/EG gewihrten Ubergangsfristen zugrunde
gelegt wurden, eine allmihliche Angleichung an die in der Gemeinschaft geltenden Mindest-

sitze vorsehen.

Diese Richtlinie greift dem Ergebnis etwaiger Verfahren nicht vor, die moglicherweise geméaf
den Artikeln 87 und 88 des Vertrags wegen einer Beeintrachtigung des Funktionierens des
Binnenmarkts eingeleitet werden. Sie enthebt die Mitgliedstaaten nicht ihrer Pflicht, etwaige

staatliche Beihilfen gemil Artikel 88 EG-Vertrag bei der Kommission anzumelden.

Artikel 30 der Richtlinie 2003/96/EG sollte deutlicher formuliert werden.

Die Richtlinie 2003/96/EG ist daher wie folgt zu dndern -

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:
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Artikel 1

Die Richtlinie 2003/96/EG wird wie folgt gedndert:

(1

Folgender Artikel 18b wird eingefiigt:

"Artikel 18b

Unbeschadet der in Absatz 2 festgelegten Fristen und unter der Voraussetzung, dass dadurch
keine erheblichen Wettbewerbsverzerrungen entstehen, kann Mitgliedstaaten, die
Schwierigkeiten bei der Anwendung der neuen Mindeststeuerniveaus haben, eine Ubergangs-
frist bis zum 1. Januar 2007 eingerdumt werden, um insbesondere die Preisstabilitdt nicht zu

gefdhrden.

Die Republik Zypern verfiigt {iber eine Ubergangsfrist bis zum 1. Januar 2008, um ihre
nationale Steuer fiir als Kraftstoff verwendetes Gasol und Kerosin an die neue Mindeststeuer
von 302 EUR je 1 000 Liter anzugleichen, sowie iiber eine Ubergangsfrist bis zum 1. Januar
2010, um den Betrag von 330 EUR zu erreichen. Die Steuer fiir als Kraftstoff verwendetes
Gaso6l und Kerosin muss dabei jedoch ab dem 1. Mai 2004 mindestens 245 EUR je

1 000 Liter betragen.

Die Republik Zypern verfiigt dariiber hinaus iiber eine Ubergangsfrist bis zum 1. Januar 2010,
um ihre nationale Steuer fiir als Kraftstoff genutztes unverbleites Benzin an den neuen
Mindestsatz von 359 EUR je 1 000 Liter anzugleichen. Die Steuer fiir unverbleites Benzin
muss jedoch ab dem 1. Mai 2004 mindestens 287 EUR je 1 000 Liter betragen.
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3. Wibhrend der festgelegten Ubergangsfristen verringern die Mitgliedstaaten schrittweise die bei
thnen jeweils bestehende Differenz zu den neuen Mindeststeuern. Betrigt die Differenz
zwischen der nationalen Steuer und der Mindeststeuer jedoch nicht mehr als 3 % dieser
Mindeststeuer, so kann der betreffende Mitgliedstaat bis zum Ende des Zeitraums warten,

bevor er seine nationale Steuer anpasst."

2) In Artikel 30 wird folgender Absatz angefiigt:

"Alle Verweise auf die aufgehobenen Richtlinien gelten als Verweise auf diese Richtlinie."

Artikel 2

(D) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften,
um dieser Richtlinie bis 1. Mai 2004 nachzukommen. Sie libermitteln der Kommission unverziig-
lich den Wortlaut dieser Vorschriften und eine Tabelle der Entsprechungen zwischen diesen

Vorschriften und den Bestimmungen dieser Richtlinie.

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen sie in den Vorschriften selbst oder
durch einen Hinweis bei der amtlichen Veroffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitglied-

staaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten innerstaat-

lichen Rechtsvorschriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.
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RICHTLINIE No 2004/76/EG DES RATES
vom 29.4.2004

zur Anderung der Richtlinie 2003/49/EG insoweit als bestimmte Mitgliedstaaten Ubergangszeiten
fiir eine gemeinsame Steuerregelung fiir Zahlungen von Zinsen und Lizenzgebiihren zwischen

verbundenen Unternehmen

verschiedener Mitgliedstaaten anwenden kdnnen

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION,

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europdischen Gemeinschaft, insbesondere auf

Artikel 94,

auf Vorschlag der Kommission',

nach Stellungnahme des Europidischen Parlaments?,

nach Stellungnahme des Européischen Wirtschafts- und Sozialausschusses®,

! ABI C
2 ABIC
3 ABI C
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in Erwédgung nachstehender Griinde:

(1) Die Richtlinie 2003/49/EG vom 3. Juni 2003 iiber eine gemeinsame Steuerregelung fiir
Zahlungen von Zinsen und Lizenzgebiihren zwischen verbundenen Unternehmen
verschiedener Mitgliedstaaten' sieht die Abschaffung der Besteuerung dieser Zahlungen in
dem Mitgliedstaat vor, in dem sie entstanden sind, gewahrleistet aber gleichzeitig, dass die

Zahlungen einer Einmalbesteuerung in einem Mitgliedstaaten unterliegen.

(2) Die Anwendung der Richtlinie 2003/49/EG kann Haushaltsschwierigkeiten in der
Tschechischen Republik, Lettland, Litauen, Polen und der Slowakei aufgrund der
Quellensteuersitze nach inldndischem Recht und nach den Doppelbesteuerungsabkommen

auf Einkommen und Vermdgen und dem dadurch erzielten Steuereinnahmen verursachen.

(3) Diesen Beitrittsldndern sollte daher eine bis zum Zeitpunkt des Beginns der Anwendung
gemil Artikel 17 Absétze 2 und 3 der Richtlinie 2003/48/EG vom 3. Juni 2003 im Bereich
der Besteuerung von Zinsertrigen® befristete Genehmigung gewihrt werden, bestimmte
Regelungen der Richtlinie 2003/49/EG auf Zinsen und Lizenzgebiihren fiir Lettland und
Litauen und nur auf Lizenzgebiihren flir die Tschechische Republik, Polen und Slowakei nicht

anzuwenden.

(4) Die in dieser Richtlinie geregelte Mallnahme ist keine Anpassung im Sinne vom Artikel 57

der Beitrittsakte von 2003.

! ABL. L 157 vom 26.6.2003, S. 49.
2 ABIL. L 157 vom 26.6.2003, S. 38.
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(5) Da die Mitgliedstaaten zur Anrechnung der erhobenen Steuern auf Zahlung von Zinsen und
Lizenzgebiihren verpflichtet.sind, ist es notwending sicherzustellen, dass diese Richtlinie bis

zum Tag des Inkrafttretens des Beitrittsvertrages von 2003 umgesetzt wird.

(6) Diese Richtlinie muss ab dem Tag des Beitritts der neuen Mitgliedstaaten gelten. Angesichts
der Dringlichkeit ist eine Ausnahme von der Sechswochenfrist nach Nummer 1.3 des

Protokolls tiber die Rolle der nationalen Parlamente in der Européischen Union gerechtfertigt

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Artikel 6 der Richtlinie 2003/49/EG wird wie folgt geéndert:

1. Der Titel erhilt folgende Fassung:

"Ubergangsregelungen fiir die Tschechische Republik, Griechenland, Spanien, Lettland,
Litauen, Polen, Portugal und die Slowakei"
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2. Die Absitze 1, 2 und 3 erhalten die folgende Fassung:

"l1.  Griechenland, Lettland, Polen und Portugal sind erméchtigt, Artikel 1 bis zum Zeitpunkt
des Beginns der Anwendung gemil3 Artikel 17 Absétze 2 und 3 der Richtlinie
2003/48/EG des Rates vom 3. Juni 2003 im Bereich der Besteuerung von Zinsertragen™
nicht anzuwenden. Wihrend einer Ubergangszeit von acht Jahren, die zum genannten
Zeitpunkt beginnt, darf der Steuersatz fiir Zinsen oder Lizenzgebiihren, die an ein
verbundenes Unternehmen eines anderen Mitgliedstaates oder an eine in einem anderen
Mitgliedstaat belegene stindige Betriebsstitte eines verbundenen Unternehmens eines
Mitgliedstaats gezahlt werden, 10 % wihrend der ersten vier Jahre und 5 % wéhrend der

folgenden vier Jahre nicht iiberschreiten.

Litauen ist erméchtigt, Artikel 1 bis zum Zeitpunkt des Beginns der Anwendung geméal
Artikel 17 Absétze 2 und 3 der Richtlinie 2003/48/EG des Rates vom 3. Juni 2003 im
Bereich der Besteuerung von Zinsertrdgen* nicht anzuwenden. Wihrend einer
Ubergangszeit von sechs Jahren, die zum genannten Zeitpunkt beginnt, darf der
Steuersatz fiir Lizenzgebiihren, die an ein verbundenes Unternehmen eines anderen
Mitgliedstaates oder an eine in einem anderen Mitgliedstaat belegene stindige
Betriebsstitte eines verbundenen Unternehmens eines Mitgliedstaats gezahlt werden,
10 % nicht iiberschreiten. Wihrend der ersten vier Jahre der Ubergangszeit von sechs
Jahren darf der Steuersatz fiir Zinsen, die an ein verbundenes Unternehmen eines
anderen Mitgliedstaates oder an eine in einem anderen Mitgliedstaate belegene
Betriebsstitte eines verbundenen Unternehmens eines Mitgliedstaates gezahlt werden,
10 % nicht tibersteigen; wihrend der letzten zwei Jahre darf der Steuersatz fiir diese

Zinsen 5 % nicht iibersteigen.
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Spanien und die Tschechische Republik sind ausschlieBlich bei Zahlungen von
Lizenzgebiihren erméchtigt, Artikel 1 bis zum Zeitpunkt des Beginns der Anwendung
gemil Artikel 17 Absétze 2 und 3 der Richtlinie 2003/48/EG nicht anzuwenden.
Wihrend einer Ubergangszeit von sechs Jahren, die zum genannten Zeitpunkt beginnt,
darf der Steuersatz fiir Lizenzgebiihren, die an ein verbundenes Unternechmen eines
anderen Mitgliedstaates oder an eine in einem anderen Mitgliedstaat belegene stindige
Betriebsstitte eines verbundenen Unternehmens eines Mitgliedstaats gezahlt werden,
10 % nicht tiberschreiten. Die Slowakei ist ausschlieBlich bei Zahlungen von
Lizenzgebiihren erméchtigt, Artikel 1 wihrend einer Uberganszeit von zwei Jahren, die

am 1. Mai 2004 beginnt, nicht anzuwenden.

Diese Ubergangsregelungen gelten jedoch vorbehaltlich der fortgesetzten Anwendung
niedrigerer Steuersétze, als den in den Unterabsitzen 1, 2 und 3 genannten, gemal3
bilateralen Abkommen zwischen der Tschechischen Republik, Griechenland, Lettland,
Litauen, Polen, Portugal oder der Slowakei und anderen Mitgliedstaaten. Der Rat kann
vor Ablauf einer der in diesem Absatz genannten Ubergangszeiten auf Vorschlag der
Kommission einstimmig eine etwaige Verlidngerung dieser Ubergangszeiten

beschlieBen.

Erhélt ein Unternehmen eines Mitgliedstaats oder eine in dem Mitgliedstaat belegene

standige Betriebsstitte eines Unternehmens eines Mitgliedstaats

- Zinsen oder Lizenzgebiihren von einem verbundenen Unternehmen in

Griechenland, Lettland, Litauen, Polen oder Portugal,

- Lizenzgebiihren von einem verbundenen Unternehmen in der Tschechischen

Republik, Spanien oder der Slowakei,
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- Zinsen oder Lizenzgebiihren von einer in Griechenland, Lettland, Litauen, Polen
oder Portugal gelegenen Betriebstitte eines verbundenen Unternehmens eines

Mitgliedstaates oder

— Lizenzgebiihren von einer in der Tschechischen Republik, Spanien oder der
Slowakei gelegenen Betriebstitte eines verbundenen Unternehmen eines

Mitgliedstaats,

so berticksichtigt der erstgenannte Mitgliedstaat einen Betrag, der der gemil3 Absatz 1
in der Tschechischen Republik, Griechenland, Spanien, Lettland, Litauen, Portugal oder
der Slowakei auf diese Einkiinfte gezahlten Steuer entspricht, als Abzug von der Steuer
auf das Einkommen des Unternehmens oder der stindigen Betriebstitte, das/die diese

Einkiinfte erhalten hat.

3.  Ein Abzug im Sinne von Absatz 2 braucht den niedrigeren der folgenden Betrdge nicht

zu uberschreiten:

a)  die Steuer, die in der Tschechischen Republik, Griechenland, Spanien, Lettland,
Litauen, Polen, Portugal oder der Slowakei aufgrund von Absatz 1 auf derartige

Einkiinfte zu entrichten ist, oder

b) den vor dem Abzug berechneten Teil der Steuer auf das Einkommen des/der die
Zins- oder Lizenzgebiihrzahlungen empfangenden Unternehmens oder stindigen
Betriebsstitte, der nach den innerstaatlichen Rechtsvorschriften des
Mitgliedstaates, zu dem das Unternehmen gehdrt oder in dem die stiandige

Betriebstitte gelegen ist, auf diese Zahlungen anzurechnen ist.

* ABI. L 157 vom 26.6.2003, S. 38."
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Artikel 2

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, die
erforderlich sind, um dieser Richtlinie spétestens ab dem 2. Mai 2004 nachzukommen. Sie
tibermitteln der Kommission unverziiglich den Wortlaut dieser Vorschriften, sowie eine

Entsprechungstabelle zwischen diesen Vorschriften und dieser Richtlinie.

Wenn die Mitgliedstaaten derartige Vorschriften erlassen, nehmen sie in den Vorschriften selbst
oder durch einen Hinweis bei der amtlichen Verdffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die

Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme.

2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten Bestim-
mungen der nationalen Rechtsvorschriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden

Gebiet erlassen.

Artikel 3

Diese Richtlinie tritt nur vorbehaltlich des Inkrafttretens des Vertrages iiber den Beitritt der
Tschechischen Republik, Estland, Zypern, Lettland, Litauen, Ungarn, Malta, Polen, Slowenien und

der Slowakei und zum Zeitpunkt von dessen Inkrafttreten in Kraft.
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Artikel 4

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Luxemburg, den 29.4.2004.

Im Namen des Rates

Der Prisident

M. McDOWELL
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II
(Nicht veroffentlichungsbediirftige Rechtsakte)

ENTSCHEIDUNG DES RATES
vom 29.4.2004

iiber eine finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft

an den Fischereiiiberwachungsprogrammen der Mitgliedstaaten

(2004/465/

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europdischen Gemeinschaft, insbesondere auf Arti-

kel 37,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europaischen Parlaments ',

Stellungnahme vom 1. April 2004 (noch nicht im Amtsblatt veréffentlicht).
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in Erwédgung nachstehender Griinde:

(46) Die Gemeinsame Fischereipolitik (GFP) umfasst allgemeine Vorschriften fiir die Erhaltung,
die Bewirtschaftung und verantwortungsvolle Nutzung sowie fiir die Verarbeitung und Ver-

marktung lebender aquatischer Ressourcen.

(47) Spezifische Ziele und Vorschriften enthélt insbesondere die Verordnung (EG) Nr. 2371/2002
vom 20. Dezember 2002 iiber die Erhaltung und nachhaltige Nutzung der Fischereiressourcen

im Rahmen der Gemeinsamen Fischereipolitik .

(48) Es istin erster Linie Aufgabe der Mitgliedstaaten sicherzustellen, dass diese Vorschriften bei
allen Tétigkeiten eingehalten werden, die innerhalb des Anwendungsbereichs der GFP ausge-

ubt werden.

(49) Die Mitgliedstaaten sollten iiber die erforderlichen Personal- und Finanzmittel verfiigen, um
die Aufgabe der Uberwachung der Fischereititigkeiten und der Durchsetzung der GFP-Vor-

schriften erfullen zu konnen.

(50) In der Verordnung (EG) Nr. 2371/2002 wird hervorgehoben, wie wichtig es ist, die Fischerei-
tiberwachung noch wirksamer zu gestalten, um illegalen und nicht gemeldeten Fischfang
innerhalb und aullerhalb der Gemeinschaftsgewésser mit allen Mitteln zu bekdmpfen. Die
Verordnung bezeichnet Ferniiberwachungssysteme als geeignetes Instrument, um die Kon-
trollziele der GFP besser zu erreichen, und dehnt die Pflicht zur Fernliberwachung von Schif-
fen mittels Schiffsiiberwachungssystemen (VMS) auf alle Schiffe mit einer Lange {iber alles

von mehr als 15 m aus.

(51) Ab dem Tag des Beitritts gelten die GFP-Vorschriften auch fiir die neuen Mitgliedstaaten, die
im Stande sein sollten, namentlich im Bereich der Uberwachung allen Anforderungen des
Gemeinschaftsrechts zu entsprechen. Diesen neuen Mitgliedstaaten sollten die Mittel gegeben

werden, die sie zur Erfiillung ihrer Aufgaben bendtigen.

! ABI. L 358 vom 31.12.2002, S.59.
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(52)

(33)

(54)

(35)

Die Gemeinschaft gewidhrt den Mitgliedstaaten seit 1990 eine finanzielle Unterstiitzung, um
Effizienz und Wirksamkeit der Kontrollen insbesondere durch Einfiihrung und Ausweitung

von Ferniiberwachungssystemen und IT-Netzen zu erhéhen, das Personal besser zu qualifi-

zieren und die zustindigen Behdrden mit Patrouillenschiffen und Uberwachungsluftfahr-

zeugen auszustatten.

Die Finanzregelung im Rahmen der Entscheidung des Rates 2001/431/EG vom 28. Mai 2001
tiber eine finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft an bestimmten Ausgaben der Mitglied-
staaten im Rahmen der Durchfiihrung der Uberwachungs-, Kontroll- und Beaufsichtigungs-
regelungen fiir die Gemeinsame Fischereipolitik ! ist Ende 2003 ausgelaufen. Nach den der-
zeitigen Erkenntnissen ist jedoch die Ausstattung der Mitgliedstaaten mit Kontrollmitteln

weiterhin unzureichend.

Es muss unbedingt dafiir gesorgt werden, dass die GFP-Vorschriften iiberall in der Gemein-
schaft wirksam durchgesetzt werden. Bei den Personen, die an Verwaltungs- oder Strafver-
fahren beteiligt sind, scheint nicht immer vollige Klarheit dariiber zu herrschen, wie wichtig
abschreckende Strafen sind, um eine Uberfischung der Bestéinde zu verhindern. Daher sollten

Malnahmen gefordert werden, die bewirken, dass dieser Aspekt stérker beriicksichtigt wird.

In der Verordnung (EG) Nr. 2371/2002 wurde hervorgehoben, dass es einer engeren Zusam-
menarbeit und Koordinierung der Mitgliedstaaten untereinander sowie mit der Kommission
bedarf, um die Fischereiiiberwachung zu intensivieren und GFP-vorschriftswidrigen Praktiken
entgegenzuwirken. Eine Stelle, die diese Zusammenarbeit organisiert, die Kontrolltdtigkeiten
koordiniert und die fiir Kontrollzwecke gebundenen Mittel verwaltet, wird ihre Arbeit

voraussichtlich 2006 aufnehmen.

1

ABI. L 154 vom 9.6.2001, S. 22.
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(56)

(57)

(58)

(39)

(60)

Es ist daher angezeigt, den Mitgliedstaaten bis dahin auch weiterhin eine finanzielle Unter-
stiitzung zu gewdéhren. Es ist sicherzustellen, dass die Gemeinschaftsmittel rationell zur
Beseitigung festgestellter Méngel eingesetzt werden. Die Verwendung der Mittel sollte nach

dem Grundsatz der wirtschaftlichen Haushaltsfithrung erfolgen.

In dieser Entscheidung wird fiir die gesamte Laufzeit, fiir die eine finanzielle Unterstiitzung
gewidhrt werden soll, ein als finanzieller Bezugsrahmen im Sinne der Nummer 34 der inter-
institutionellen Vereinbarung vom 6. Mai 1999 zwischen dem Européischen Parlament, dem
Rat und der Kommission iiber die Haushaltsdisziplin und die Verbesserung des Haushaltsver-
fahrens ' dienender Betrag eingefiihrt, ohne dass hierdurch die im Vertrag festgelegten

Befugnisse der Haushaltsbehorde beriihrt werden.

Die Mitgliedstaaten sollten ihre Programme und die Auswirkungen ihrer Ausgaben auf die
Fischereiliberwachung wihrend des gesamten Zeitraums, den diese Entscheidung sowie die

Entscheidung 2001/431/EG abdecken, jedes Jahr bewerten.

Es sollten UbergangsmaBnahmen fiir Antriige auf Erstattung der Ausgaben auf der Grundlage
der Entscheidung 2001/431/EG festgelegt werden.

Zur Gewihrleistung der Kontinuitit mit der Entscheidung 2001/431/EG sollte die vorliegende
Entscheidung ab dem 1. Januar 2004 gelten -

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

1

ABI. C 172 vom 18.6.1999, S. 1. Geédndert durch den Beschluss des Europdischen Parlaments
und des Rates (ABI. L 147 vom 14.6.2003, S. 25).
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Artikel 1
Gegenstand

In dieser Entscheidung ist festgelegt, unter welchen Bedingungen die Gemeinschaft den Mitglied-

staaten eine finanzielle Beteiligung fiir ihre Fischereiliberwachungsprogramme gewéhren kann.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Entscheidung bezeichnet der Ausdruck:

1)  "finanzielle Beteiligung" einen Finanzbeitrag, den die Gemeinschaft einem Mitgliedstaat nach

Mallgabe dieser Entscheidung zahlt,
2)  "Fischereiiiberwachungsprogramm" ein von einem Mitgliedstaat geméf der Verordnung (EG)
Nr. 2371/2002 erstelltes Programm zur Uberwachung, Kontrolle und Beaufsichtigung in

Bereichen, die unter die Gemeinsame Fischereipolitik (GFP) fallen,

3)  '"neue Mitgliedstaaten" die Staaten, die der Gemeinschaft am 1. Mai 2004 beitreten.



30.4.2004 DE Amtsblatt der Europdischen Union L 157/ 119

(1)

Artikel 3

Jéhrliche Fischereiiiberwachungsprogramme

Mitgliedstaaten, die eine finanzielle Beteiligung in Anspruch nehmen méchten, legen

der Kommission ein jahrliches Fischereiliberwachungsprogramm mit folgenden Angaben vor:

a)

b)

2)

h)

2

Programmziele,

verfiigbare Personalmittel,

verfiigbare Finanzmittel,

Anzahl verfligbarer Schiffe und Luftfahrzeuge,

Liste der Vorhaben, fiir die eine finanzielle Beteiligung beantragt wird,

veranschlagte Gesamtausgaben fiir die Durchfiihrung dieser Vorhaben,

Zeitplan fiir die Abwicklung eines jeden im Programm genannten Vorhabens,

Liste der Indikatoren, die fiir die Bewertung der Wirksamkeit des Programms herangezogen

werden.

Fiir das Jahr 2004 tibermitteln die Mitgliedstaaten ihre jéhrlichen Fischereiiiber-

wachungsprogramme zum 1. Juni 2004, fiir das Jahr 2005 zum 31. Januar 2005.

3)

Néheres zum Inhalt der Fischereiiiberwachungsprogramme ist in Anhang I Teil A fest-

gelegt.
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Artikel 4
Forderfahige Maflnahmen

(1) Die Vorhaben, fiir die eine finanzielle Beteiligung beantragt wird, betreffen eine oder

mehrere der folgenden MaBBnahmen:

a)  Erwerb, Montage und technische Betreuung von Computeranlagen sowie Aufbau von IT-
Netzen fiir einen reibungslosen und sicheren Datenaustausch im Zusammenhang mit der
Uberwachung, Kontrolle und Beaufsichtigung von Fischereititigkeiten,

b)  Erwerb und Einbau an Bord von

1) elektronischen Ortungsgeriten zur Ferniiberwachung der Fischereifahrzeuge mittels

eines Schiffsiiberwachungssystems (VMS) durch eine Fischereiiiberwachungszentrale,

i1)  elektronische Aufzeichnungs- und Meldegerite zur Dateniibertragung vom Schiff aus,

¢)  Pilotvorhaben im Zusammenhang mit dem Einsatz neuer Technologien zur Uberwachung von

Fischereitatigkeiten,

d)  Schulungs- und Austauschprogramme fiir Beamte, die fiir die Uberwachung, Kontrolle und

Beaufsichtigung im Fischereibereich zusténdig sind,

e)  Durchfithrung von Pilotinspektions- und -beobachterprogrammen,
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f)  Kosten-Nutzen-Analysen und Bewertung der Gesamtausgaben der zustindigen Behorden fiir

die Uberwachung, Kontrolle und Beaufsichtigung von Fischereititigkeiten,

g) Initiativen, auch in Form von Seminaren und mit Hilfe von Multimedia-Instrumenten, zur
Sensibilisierung von Fischern und anderen Akteuren wie Inspektoren, Staatsanwélten und
Richtern und der breiten Offentlichkeit fiir die Notwendigkeit, unverantwortlichen und ille-

galen Fischfang zu bekdmpfen und die GFP-Vorschriften durchzusetzen,

h)  Erwerb und Modernisierung von Schiffen und Luftfahrzeugen fiir die Beaufsichtigungs- und

Uberwachungstitigkeit der zustéindigen Behdrden der Mitgliedstaaten.

2) Niheres zu den forderfahigen Mafinahmen ist in Anhang I Teil B festgelegt.
Artikel 5
Gemeinschaftsmittel
(D) Der als finanzieller Bezugsrahmen dienende Betrag fiir die Durchfiithrung der Mal3-

nahmen, fiir die eine finanzielle Unterstiitzung gewdhrt wird, belduft sich auf 70 Mio. Euro fiir den
Zeitraum 2004 bis 2005. Die jdhrlichen Mittel werden von der Haushaltsbehorde in den Grenzen

der Finanziellen Vorausschau bewilligt.

(2) In der Entscheidung iiber die Gewéhrung einer finanziellen Beteiligung der Gemein-
schaft gemdl Artikel 6 rdumt die Kommission solchen MaBnahmen Prioritdt ein, die ihrer Ansicht
nach am besten geeignet sind, die Effizienz der Uberwachung, Kontrolle und Beaufsichtigung zu
steigern; sie beriicksichtigt dabei auch die Fortschritte der Mitgliedstaaten bei der Durchfiihrung

bereits genehmigter Programme.
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(1)

Artikel 6

Entscheidung iiber die finanzielle Beteiligung

Auf der Grundlage der von den Mitgliedstaaten eingereichten Fischereiiiberwachungs-

programme ergeht jahrlich eine Entscheidung nach dem in Artikel 30 Absatz 2 der Verord-

nung (EG) Nr. 2371/2002 genannten Verfahren. In dieser Entscheidung wird Folgendes festgesetzt:

a)  der Gesamtbetrag der jedem Mitgliedstaat fiir die MaBBnahmen nach Artikel 4 zu gewéhrenden
finanziellen Beteiligung,

b)  der Beteiligungssatz,

c) etwaige Bedingungen fiir die Gewédhrung der finanziellen Beteiligung.

(2) Der Beteiligungssatz betrdagt hochstens 50 % der erstattungsfahigen Ausgaben. Dabei

gilt jedoch Folgendes:

a)  Die Kommission kann fiir die in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b genannten MaBBnahmen einen
Pauschalbetrag je Schiffsortungsgerit oder Gerét zur elektronischen Datenaufzeichnung und
-libertragung beschlieBen.

b) Die Kommission kann fiir die in Artikel 4 Absatz 1 Buchstaben ¢ und g genannten MaB3-
nahmen einen hdheren Beteiligungssatz als 50 % der erstattungsfahigen Ausgaben
beschlieflen.

c)  Der Beteiligungssatz darf fiir die in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe h genannten Maflnahmen

fiir die neuen Mitgliedstaaten 50 % und fiir die derzeitigen Mitgliedstaaten 25 % der erstat-

tungsfahigen Ausgaben nicht tibersteigen.



30.4.2004 DE Amtsblatt der Europdischen Union L 157/ 123

Artikel 7

Vorschusszahlungen

Auf begriindeten Antrag eines Mitgliedstaats kann die Kommission einen Vorschuss bis zu 50 %
der finanziellen Beteiligung fiir ein Jahr gewéhren. Der Vorschussbetrag wird vom endgiiltigen

Betrag der an den betreffenden Mitgliedstaat zu zahlenden finanziellen Beteiligung abgezogen.

Geht die zustédndige Behorde innerhalb der in Artikel 8 genannten Frist keine rechtlich bindende

Verpflichtung ein, so sind etwa gezahlte Vorschiisse unverziiglich zurtickzuzahlen.

Artikel 8
Mittelbindung fiir die Ausgaben

Ein Mitgliedstaat geht die rechtliche und haushaltsmiBige Verpflichtung fiir die Ausgaben binnen
12 Monaten ab Ende des Jahres der Bekanntgabe der in Artikel 6 genannten Entscheidung ein.

Artikel 9
Durchfiihrung der Vorhaben

(1) Mit der Durchfiihrung der Vorhaben wird nach dem im jdhrlichen Fischereiiiber-
wachungsprogramm genannten Zeitplan, spétestens jedoch binnen eines Jahres nach der Mittel-

bindung begonnen.

(2) Die Vorhaben werden zeitplangeméal} abgeschlossen.
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Artikel 10
Nichtdurchfiihrung von Vorhaben

Beschlie3t ein Mitgliedstaat, die Vorhaben, fiir die eine finanzielle Beteiligung gewéhrt wurde,
nicht oder nur zum Teil durchzufiihren, so setzt er die Kommission hiervon unverziiglich in Kennt-

nis und erldutert, welche Auswirkungen dies auf sein Fischereiiiberwachungsprogramm hat.

Artikel 11
Erstattungsfahige Ausgaben

(1) Erstattungsfahig sind nur Ausgaben, die

a)  im Fischereiliberwachungsprogramm vorgesehen sind,

b)  sich auf die in Artikel 4 genannten Mallnahmen beziehen,

c¢)  Vorhaben mit Kosten von liber 40 000 EUR betreffen, ausgenommen die in Artikel 4

Absatz 1 Buchstaben d und g genannten Maflnahmen,

d)  sich aus rechtlichen und haushaltsmafigen Verpflichtungen ergeben, die die Mitgliedstaaten
nach Artikel 8 eingegangen sind,

e) nach Artikel 9 durchgefiihrte Vorhaben betreffen.

2) Die Mehrwertsteuer ist nicht erstattungsfahig.
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3) Ausgaben fiir Vorhaben, fiir die andere Gemeinschaftsbeihilfen gewéhrt werden, sind

nicht erstattungsfahig.

(4) Fiir die neuen Mitgliedstaaten sind alle ab dem 1. Januar 2004 getétigten Ausgaben
erstattungsfahig, sofern die in dieser Entscheidung und die in der Entscheidung gemal3 Artikel 6

genannten Bedingungen eingehalten wurden.

Artikel 12

Antrage auf Kostenerstattung

(1) Die Mitgliedstaaten reichen ihre Antridge auf Erstattung der Ausgaben binnen
9 Monaten nach dem Zeitpunkt, an dem diese Ausgaben getétigt wurden, bei der Kommission ein.
Die Erstattungssumme muss mindestens 20 000 EUR betragen. Erstattungsantrige {iber weniger als

20 000 EUR werden nur in ausreichend begriindeten Féllen bearbeitet.

Néheres zu den Antragen auf Kostenerstattung ist in Anhang I Teil C festgelegt.

(2) Antrége fiir Vorhaben, die nicht nach dem in Artikel 3 Buchstabe g genannten Zeitplan
abgeschlossen wurden, kdnnen nur angenommen werden, wenn die Verzogerung ausreichend
begriindet ist. Im Falle abgelehnter Antrdge kann die Bindung der Gemeinschaftsmittel aufgehoben
werden. In jedem Fall werden Mittelbindungen der Gemeinschaft im Zusammenhang mit dieser

Entscheidung spétestens zum 31. Dezember 2008 aufgehoben.

3) Bei Einreichung der Antrage auf Erstattung ihrer Ausgaben priifen und bescheinigen die
Mitgliedstaaten, dass die Ausgaben unter Einhaltung der Bedingungen dieser Entscheidung, der in
Artikel 6 genannten Entscheidung und der Vorschriften fiir die Vergabe 6ffentlicher Auftrige geti-
tigt wurden. Dem Antrag ist eine Erkldrung tiber die Richtigkeit und Wahrhaftigkeit der vorgelegten

Kostenaufstellungen nach dem Muster in Anhang II beizufiigen.
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4) Erfiillt ein Antrag nach Auffassung der Kommission nicht die in Absatz 3 genannten
Bedingungen, so fordert sie den betreffenden Mitgliedstaat auf, sich hierzu zu duBBern. Ergibt die
Priifung, dass die Bedingungen tatséchlich nicht erfiillt wurden, so lehnt die Kommission die
Erstattung aller oder eines Teils der betreffenden Ausgaben ab und fordert gegebenenfalls die

Riickzahlung geleisteter Vorschusszahlungen.

Artikel 13
Wihrung

Fiir alle Fischereiliberwachungsprogramme, Antrdge auf Erstattung der Ausgaben und Antrige auf

Vorschusszahlungen gilt als Wahrungseinheit der Euro.

Die Mitgliedstaaten, die sich nicht an der dritten Stufe der Wirtschafts- und Wahrungsunion beteili-

gen, geben den jeweils verwendeten Wechselkurs an.

Die Erstattung erfolgt in Euro zum Kurs des Monats, in dem der Antrag bei der Kommission einge-

gangen ist.

Artikel 14
Auskiinfte

Die Mitgliedstaaten erteilen der Kommission und dem Rechnungshof alle gegebenenfalls ange-
forderten Auskiinfte im Zusammenhang mit der Durchfiihrung dieser Entscheidung und der in Arti-

kel 6 genannten Entscheidung.

Sie bewahren alle Unterlagen zur Einsichtnahme durch die Kommission und den Rechnungshof

mindestens fiinf Jahre lang ab dem Datum der Erstattung der Ausgaben auf.
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Artikel 15

Kontrollen

(1) Unbeschadet der Kontrollen, die die Mitgliedstaaten nach nationalen Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften durchfiihren, konnen Beamte der Kommission und des Rechnungshofs die
Durchfiihrung von Vorhaben, fiir die eine finanzielle Beteiligung gewahrt wurde, vor Ort {iber-

priifen.

Die Kommission kann auch vom betreffenden Mitgliedstaat verlangen, Vor-Ort-Kontrollen von
Vorhaben durchzufiihren, fiir die eine finanzielle Beteiligung gewéhrt wurde. Beamte der Kom-

mission und des Rechnungshofs kdnnen an solchen Kontrollen teilnehmen.

2) Gelangt die Kommission zu der Auffassung, dass die Gemeinschaftsmittel nicht nach
den Anforderungen dieser Entscheidung oder der in Artikel 6 genannten Entscheidung verwendet
wurden, so setzt sie den betreffenden Mitgliedstaat hiervon in Kenntnis. Wird der Auffassung der
Kommission nicht widersprochen, so kiirzt oder streicht sie die finanzielle Beteiligung an den
betreffenden Vorhaben. Zu Unrecht gezahlte Betrdge werden der Kommission samt Zinsen zuriick-

gezahlt.

Artikel 16
Berichte der Mitgliedstaaten

Die Mitgliedstaaten iibermitteln der Kommission Angaben, die es ihr ermoglichen, die Verwendung
der finanziellen Beteiligung zu iiberpriifen und die Auswirkungen der in dieser Entscheidung vorge-

sehenen MaBnahmen auf die Uberwachung, Kontrolle und Beaufsichtigung zu beurteilen.
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Sie legen der Kommission hierzu Folgendes vor:

a)

b)

jedes Jahr vor dem 30. Mirz einen Zwischenbewertungsbericht zu ihrem Fischereiiiber-

wachungsprogramm des Vorjahres, aus dem Folgendes hervorgeht:

abgeschlossene Vorhaben,

Kosten der Vorhaben,

Auswirkungen auf die Fischereiiiberwachungsprogramme unter Zugrundelegung der in

dem Programm angegebenen Indikatoren,

etwaige Anpassungen des urspriinglichen Programms;

bis zum 31. Dezember 2006 einen abschlieBenden Bewertungsbericht, aus dem Folgendes

hervorgeht:

1)  abgeschlossene Vorhaben,

i)  Kosten der Vorhaben,

ii1)  Auswirkungen auf die Fischereiiiberwachungsprogramme unter Zugrundelegung der in
dem Programm angegebenen Indikatoren,

1v)  etwaige Anpassungen des urspriinglichen Programms,

v)  Auswirkungen der finanziellen Beteiligung an den Fischereiliberwachungsprogrammen

fiir den gesamten Zeitraum 2001 bis 2005.
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Artikel 17

Bericht an das Européische Parlament und den Rat

Auf der Grundlage der nach Artikel 16 libermittelten Angaben der Mitgliedstaaten erstattet die
Kommission dem Europdischen Parlament und dem Rat spatestens am 30. Juni 2007 Bericht iiber

die Anwendung dieser Entscheidung und der Entscheidung 2001/431/EG.

Artikel 18

Durchfiihrungsbestimmungen

Durchfiihrungsbestimmungen zu dieser Entscheidung werden gegebenenfalls nach dem in Arti-

kel 30 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 2371/2002 genannten Verfahren erlassen.

Artikel 19

Ubergangsbestimmungen

Ab dem 1. Mai 2004 werden Erstattungsantriage fiir die finanzielle Beteiligung an Ausgaben, die
aufgrund der Entscheidung 2001/431/EG bewilligt wurden, nach Mafigabe von Artikel 12,
Anhang I Teil C und Anhang II der vorliegenden Entscheidung gestellt.
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Artikel 20

Anwendung

Diese Entscheidung gilt ab 1. Januar 2004.

Artikel 21

Adressaten

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Luxemburg am 29.4.2004.

Im Namen des Rates

Der Prisident

M. McDOWELL
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ANHANG 1
Teil A
Mindestangaben in den
jéhrlichen Fischereiliberwachungsprogrammen gemif3 Artikel 3
1. Im jéhrlichen Fischereiliberwachungsprogramm miissen fiir jedes Vorhaben eine der in Arti-

kel 4 genannten MaBBnahmen aufgefiihrt und Zielsetzung, Beschreibung, Eigner, Standort,

geschitzte Kosten, Verwaltungsverfahren und Zeitplan genannt werden.

2. Fiir Schiffe und Luftfahrzeuge geméll Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe h muss im jéhrlichen

Fischereiliberwachungsprogramm auB3erdem Folgendes angegeben werden:

a)  der Umfang, in dem sie von den zustidndigen Behdrden fiir Kontrollzwecke eingesetzt

werden, ausgedriickt als prozentualer Anteil an ihrem jéhrlichen Gesamteinsatz;

b)  die Anzahl Stunden oder Tage, die sie pro Jahr fiir Fischereikontrollen eingesetzt

werden;

¢)  bei Modernisierungsarbeiten die Lebensdauer.

3. Die finanzielle Unterstiitzung durch die EU ist nach Mdglichkeit 6ffentlich bekannt zu

machen.
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Teil B

Néhere Bestimmungen iiber die forderfahigen Maflnahmen gemif Artikel 4

Die Schiffsortungsgerite gemall Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer i miissen den Anfor-

derungen der einschlidgigen Gemeinschaftsvorschriften entsprechen.

Fiir die Erstattung der Ausgaben fiir MaBnahmen nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe d gilt der

nach den einschlidgigen nationalen Vorschriften erstattungsfahige Hochstsatz.

Ausgaben fiir den Erwerb von Ausriistungen gemél Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe h konnen
bis zu dem Umfang erstattet werden, in dem sie nach Angabe des betreffenden Mitgliedstaats
fiir Fischereikontrollen getitigt werden.

Teil C

Bestimmungen fiir Antrdge auf Kostenerstattung gemal3 Artikel 12

Antrédge auf Erstattung der Ausgaben miissen folgende Angaben enthalten:

1.

einen Verweis auf die in Artikel 6 genannte Entscheidung und die Tabelle im Anhang dazu

mit einer Beschreibung der gewidhrten Beihilfe;

ein Verzeichnis aller Belege und Unterlagen, aufgeschliisselt nach Vorhaben;

die beantragten Betriige ohne Mehrwertsteuer, aufgeschliisselt nach Vorhaben;

fiir jedes Vorhaben, fiir das eine Kostenerstattung beantragt wird, eine kurze Beschreibung
der Ergebnisse, zusammen mit einer Beurteilung der Auswirkungen der Investitionen auf

Uberwachung, Kontrolle und Beaufsichtigung sowie einem Ausblick auf die kiinftige Zweck-

bestimmung.
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ANHANG 11
AUSGABENERKLARUNG
OFFENTLICHE AUSGABEN IM ZUSAMMENHANG MIT DER DURCHFUHRUNG DES
NATIONALEN PROGRAMMS ZUR UBERWACHUNG, KONTROLLE UND

BEAUFSICHTIGUNG VON FISCHEREITATIGKEITEN
gemil Artikel 12 der Entscheidung des Rates 2004/.../EG

Kommissionsentscheidung vom /

Nummer

Nationales Aktenzeichen

(gegebenenfalls)

Der/die Unterzeichnete als Vertreter/in der fur die

einschlidgigen Finanz- und Kontrollverfahren zustindigen Behorde

bescheinigt hiermit, dass die nachstehen-

den Betrdge den Gesamtkosten entsprechen, die im Jahr 200 entsprechend den einschldgigen
nationalen Rechtsvorschriften im Rahmen genehmigter Vorhaben fiir die in Artikel 4 Absatz 1 der

Ratsentscheidung 2004/.../EG genannten Maflnahmen ausgegeben wurden:
a)  Computeranlagen und IT-Netze EUR'
b)  Ferniiberwachungssysteme (Schiffsortungs- EUR

gerite sowie Aufzeichnungs- und Melde-

gerite)

Genauer Betrag bis zu zwei Dezimalstellen.
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d)

g)

h)

Pilotvorhaben fiir den Einsatz neuer Techno-

logien

Schulungs- und Austauschprogramme fiir

Kontrollbeamte

Pilotinspektions- und -beobachterprogramme

Bewertung 6ffentlicher Ausgaben im Bereich

der Uberwachung
Seminare und Multimedia-Instrumente
Erwerb und Modernisierung von Kontroll-,

Uberwachungs- und Beaufsichtigungs-

ausrustungen

EUR

EUR

EUR

EUR

EUR

EUR

EUR

Ich bescheinige ferner, dass die Ausgabenaufstellung den Tatsachen entspricht und dass im Zah-

lungsantrag etwaige Riickzahlungen beriicksichtigt sind.
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Die MaBnahmen wurden im Einklang mit den Zielen der Ratsentscheidung 2004/.../EG und der
Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 2371/2002 durchgefiihrt, namentlich:

—  FEinhaltung der Bestimmungen dieser Entscheidung, der Richtlinien iiber die Koordinierung
der Verfahren zur Vergabe offentlicher Bau-, Liefer- und Dienstleistungsvertrige sowie der

ndheren Bestimmungen in Anhang I Teil C dieses Beschlusses;

—  Anwendung von Verwaltungs- und Kontrollverfahren, insbesondere um die Lieferung der
kofinanzierten Waren und Dienstleistungen sowie die tatsdchliche Tétigung der angegebenen
Ausgaben zu iiberpriifen, UnregelméBigkeiten zu verhindern, aufzudecken und zu beheben,

Betrug zu verfolgen und zu Unrecht gezahlte Betrige wieder einzuziehen.

Datum../../....

Name (Druckbuchstaben) und Stempel der zustdndigen Behorde

sowie Amtsbezeichnung und Unterschrift ihres Vertreters
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ENTSCHEIDUNG DES RATES
vom 29.4.2004

zur Anderung des Gemeinsamen Handbuchs im Hinblick auf die Einbeziehung einer Bestimmung

iiber gezielte Kontrollen begleiteter Minderjdhriger an der Grenze
(2004/466/EG)
DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —
gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 790/2001 des Rates vom 24. April 2001 zur Ubertragung von
Durchfiihrungsbefugnissen an den Rat im Hinblick auf bestimmte detaillierte Vorschriften und
praktische Verfahren fiir die Durchfiihrung der Grenzkontrollen und die Uberwachung der

1
Grenzen -,

auf Initiative der Italienischen Republik,

! ABI. L 116 vom 26.4.2001, S. 5.



30.4.2004 DE Amtsblatt der Europdischen Union L 157/ 137

in Erwédgung nachstehender Griinde:

(M

2

3)

Es miissen besondere Verfahren fiir Ein- und Ausreisekontrollen von Personen an der Auf3en-
grenze eingefiihrt werden, einschlieBlich fiir begleitete Minderjdhrige, insbesondere da die
Begleitpersonen oder angeblichen Begleitpersonen oftmals Menschenhéndler sind, und es
sollte dafiir gesorgt werden, dass die Grenzkontrollbehorden allen reisenden Minderjdhrigen

besondere Aufmerksamkeit widmen.

Laut Nummer 5 der Erklarung des Exekutivausschusses vom 9. Februar 1998 zur Entfiihrung
von Minderjédhrigen ist es ebenso unerldsslich, dass die mit der Grenziiberwachung betrauten
Behorden eine systematische Kontrolle der Identitéts- oder Reisedokumente von Minder-

jahrigen vornehmen. Dies ist insbesondere notwendig, wenn Minderjéhrige in Begleitung nur

eines Erwachsenen reisen.

Gemadl den Artikeln 1 und 2 des dem Vertrag tiber die Europdische Union und dem Vertrag
zur Griindung der Europdischen Gemeinschaft beigefligten Protokolls iiber die Position
Dénemarks beteiligt sich Ddnemark nicht an der Annahme dieser Entscheidung, die fiir
Déanemark nicht bindend oder anwendbar ist. Da diese Entscheidung den Schengen-
Besitzstand nach den Bestimmungen des Dritten Teils Titel IV des Vertrags zur Griindung der
Européischen Gemeinschaft ergénzt, beschlieBt Ddnemark gemif Artikel 5 des genannten
Protokolls innerhalb von sechs Monaten, nachdem der Rat diese Entscheidung erlassen hat,

ob es sie in sein einzelstaatliches Recht umsetzt.
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“4)

)

(6)

(7

Fiir Island und Norwegen stellt diese Entscheidung eine Weiterentwicklung von
Bestimmungen des Schengen-Besitzstands im Sinne des Ubereinkommens zwischen dem Rat
der Europédischen Union und der Republik Island und dem Konigreich Norwegen {iber die
Assoziierung dieser beiden Staaten bei der Umsetzung, Anwendung und Entwicklung des
Schengen-Besitzstands dar, die unter den in Artikel 1 Buchstabe A des Beschlusses
1999/437/EG des Rates vom 17. Mai 1999 ! zum Erlass bestimmter

Durchfiihrungsvorschriften zu jenem Ubereinkommen genannten Bereich fallen.

Diese Entscheidung stellt eine Weiterentwicklung der Bestimmungen des Schengen-Besitz-
stands dar, an denen sich das Vereinigte Konigreich gemiB dem Beschluss 2000/365/EG des
Rates vom 29. Mai 2000 zum Antrag des Vereinigten Konigreichs GroBbritannien und Nord-
irland, einzelne Bestimmungen des Schengen-Besitzstands auf es anzuwenden 2, nicht betei-
ligt; das Vereinigte Konigreich beteiligt sich daher nicht an der Annahme dieser Entschei-

dung, die fiir das Vereinigte Konigreich nicht bindend oder anwendbar ist.

Diese Entscheidung stellt eine Weiterentwicklung der Bestimmungen des Schengen-Besitz-
stands dar, an denen sich Irland gemif3 dem Beschluss 2002/192/EG des Rates vom

28. Februar 2002 zum Antrag Irlands auf Anwendung einzelner Bestimmungen des Schen-
gen-Besitzstands auf Irland * nicht beteiligt; Irland beteiligt sich daher nicht an der Annahme

dieser Entscheidung, die fiir Irland nicht bindend oder anwendbar ist.

Diese Entscheidung stellt einen auf den Schengen-Besitzstand aufbauenden oder anderweitig

damit zusammenhédngenden Rechtsakt im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 der Beitrittsakte dar —

ABI. L 176 vom 10.7.1999, S. 31.
ABIL. L 131 vom 1.6.2000, S. 43.
ABI. L 64 vom 7.3.2002, S. 20.
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HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1
In Teil II Nummer 6.8.1 Absatz 2 des Gemeinsamen Handbuchs erhélt der Satz "Das Kontroll-
personal muss Minderjdhrigen ohne Begleitung besondere Aufmerksamkeit widmen" folgende Fas-
sung: "Das Kontrollpersonal muss Minderjdhrigen mit Begleitung oder ohne Begleitung besondere
Aufmerksamkeit widmen".

Artikel 2

Diese Entscheidung tritt am Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union

in Kraft.

Artikel 3

Diese Entscheidung ist geméfl dem Vertrag zur Griindung der Europédischen Gemeinschaft an die

Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Luxemburg am 29.4.2004.

Im Namen des Rates

Der Prisident

M. McDOWELL




	Inhalt
	BESCHLUSS NR. 845/2004/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES VOM 29. APRIL 2004 ZUR ÄNDERUNG DES BESCHLUSSES NR. 163/2001/EG ZUR DURCHFÜHRUNG EINES FORTBILDUNGSPROGRAMMS FÜR DIE FACHKREISE DER EUROPÄISCHEN AUDIOVISUELLEN PROGRAMMINDUSTRIE (MEDIA-FORTBILDUNG) (2001-2005)
	BESCHLUSS NR. 846/2004/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES VOM 29. APRIL 2004 ZUR ÄNDERUNG DES BESCHLUSSES 2000/821/EG DES RATES ZUR DURCHFÜHRUNG EINES PROGRAMMS ZUR FÖRDERUNG VON ENTWICKLUNG, VERTRIEB UND ÖFFENTLICHKEITSARBEIT HINSICHTLICH EUROPÄISCHER AUDIOVISUELLER WERKE (MEDIA PLUS - ENTWICKLUNG, VERTRIEB UND ÖFFENTLICHKEITSARBEIT) (2001-2005)
	VERORDNUNG (EG) NR. 847/2004 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES VOM 29. APRIL 2004 ÜBER DIE AUSHANDLUNG UND DURCHFÜHRUNG VON LUFTVERKEHRSABKOMMEN ZWISCHEN MITGLIEDSTAATEN UND DRITTSTAATEN
	BESCHLUSS NR. 848/2004/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES VOM 29. APRIL 2004 ÜBER EIN AKTIONSPROGRAMM DER GEMEINSCHAFT ZUR FÖRDERUNG VON ORGANISATIONEN, DIE AUF EUROPÄISCHER EBENE FÜR DIE GLEICHSTELLUNG VON MÄNNERN UND FRAUEN TÄTIG SIND
	RICHTLINIE 2004/41/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES VOM 21. APRIL 2004 ZUR AUFHEBUNG BESTIMMTER RICHTLINIEN ÜBER LEBENSMITTELHYGIENE UND HYGIENEVORSCHRIFTEN FÜR DIE HERSTELLUNG UND DAS INVERKEHRBRINGEN VON BESTIMMTEN, ZUM MENSCHLICHEN VERZEHR BESTIMMTEN ERZEUGNISSEN TIERISCHEN URSPRUNGS SOWIE ZUR ÄNDERUNG DER RICHTLINIEN 89/662/EWG UND 92/118/EWG DES RATES UND DER ENTSCHEIDUNG 95/408/EG DES RATES
	RICHTLINIE 2004/48/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES VOM 29. APRIL 2004 ZUR DURCHSETZUNG DER RECHTE DES GEISTIGEN EIGENTUMS (1)
	RICHTLINIE 2004/74/EG DES RATES VOM 29. APRIL 2004 ZUR ÄNDERUNG DER RICHTLINIE 2003/96/EG, UM BESTIMMTEN MITGLIEDSTAATEN DIE ANWENDUNG VORÜBERGEHENDER STEUERBEFREIUNGEN ODER STEUERERMÄßIGUNGEN AUF ENERGIEERZEUGNISSE UND ELEKTRISCHEN STROM ZU ERMÖGLICHEN
	RICHTLINIE 2004/75/EG DES RATES VOM 29.4.2004 ZUR ÄNDERUNG DER RICHTLINIE 2003/96/EG IM HINBLICK AUF DIE MÖGLICHKEIT DER ANWENDUNG VORÜBERGEHENDER STEUERERMÄßIGUNGEN UND STEUERBEFREIUNGEN AUF ENERGIEERZEUGNISSE UND ELEKTRISCHEN STROM DURCH ZYPERN
	RICHTLINIE 2004/76/EG DES RATES VOM 29.4.2004 ZUR ÄNDERUNG DER RICHTLINIE 2003/49/EG INSOWEIT ALS BESTIMMTE MITGLIEDSTAATEN ÜBERGANGSZEITEN FÜR EINE GEMEINSAME STEUERREGELUNG FÜR ZAHLUNGEN VON ZINSEN UND LIZENZGEBÜHREN ZWISCHEN VERBUNDENEN UNTERNEHMEN VERSCHIEDENER MITGLIEDSTAATEN ANWENDEN KÖNNEN
	2004/465/EGENTSCHEIDUNG DES RATES VOM 29.4.2004 ÜBER EINE FINANZIELLE BETEILIGUNG DER GEMEINSCHAFT AN DEN FISCHEREIÜBERWACHUNGSPROGRAMMEN DER MITGLIEDSTAATEN
	2004/466/EGENTSCHEIDUN DES RATES VOM 29.4.2004 ZUR ÄNDERUNG DES HANDBUCHS IM HINBLICK AUF DIE EINBEZIEHUNG EINER BESTIMMUNG ÜBER GEZIELTE KONTROLLEN BEGLEITETER MINDERJÄHRIGER AN DER GRENZE

